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Vorwort zum Kompendium der neuen Satzungstexte 
und des Ehrenamtskonzepts

Liebe Engagierte in Pfarrgemeinderat, Dekanatsrat, 
Rat des Pastoralen Raumes und Diözesanrat, liebe Ehrenamtliche,

im Jahr 2023 wurde von der Herbst-Vollversammlung des Diözesanrates der 
Katholiken im Bistum Passau die Satzungskommission zur Überarbeitung 
von Pfarrgemeinderats-, Dekanatsrats- und Diözesanratssatzung einge-
setzt. Diese bestand aus Dr. Anna Hennersperger, Leo Helm, Maria Kölbl, Dr. 
Peter Seidl, den Geschäftsführern des Diözesanrats in dieser Zeit Dr. Micha-
el Bruns und Thomas Huber sowie dem Diözesanratsvorsitzenden Markus 
Biber und traf sich erstmals im Januar 2024.

In zahlreichen Treffen und Sitzungen wurden die bisher verwendeten Sat-
zungen überarbeitet, teilweise entschlackt und neugefasst, Größenordnun-
gen der Räte den heutigen Verhältnissen angepasst und die Texte sprach-
lich modernisiert. Sodann wurden diese in mehreren Vollversammlungen 
dem Diözesanrat vorgestellt, mit den zuständigen Stellen im Bischöflichen 
Ordinariat (teilweise auch gegen Widerstände) und nicht zuletzt mit Bi-
schof Dr. Stefan Oster abgestimmt. Zuletzt wurden diese in den beiden 
Vollversammlungen des Diözesanrates im Jahr 2025 beschlossen und mit 
Wirkung für die jeweiligen Wahlen im Jahr 2026 in Kraft gesetzt und im 
Amtsblatt der Diözese veröffentlicht.

Bei unseren Satzungstexten handelt es sich - ebenso wie bei allen anderen 
gesetzlichen Normen – um Regelwerke, die bestimmte Sachverhalte abs-
trakt regeln sollen, das heißt für eine Vielzahl von denkbaren Anwendungs-
fällen. Dabei soll das Handeln auf dem Gebiet der Regelungsmaterie auf 
sichere Füße gestellt und allen Nutzern die Anwendung erleichtert werden. 
Dabei ist klar, dass diese Regelungswerke nur vor dem Horizont ihres Ent-
stehens wirken können und immer wieder einer Anpassung durch den Sou-
verän (in unserem Fall der Diözesanratsvollversammlung zusammen mit 
dem Bischof) bedürfen, wenn die Regelungsmaterie sich derart verändert, 
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dass die Normtexte nicht mehr passen. Dies war uns Mitgliedern bei der Er-
stellung dieser Fassung der Satzungen stets bewusst, zeichnet sich mit den 
Synodalen Bemühungen in den Diözesen doch bereits ein Bereich ab, der 
vermutlich neue Regeln für das gemeinsame Arbeiten liefern wird, die als 
Nächstes einmal Eingang in diese Satzungen finden werden.

Ein anderes Feld, das sicherlich auch je nach seiner Entwicklung zu Än-
derungen führen kann, sind die „Pastoralen Räume“ und die völlig neue 
Satzung für die Räte auf dieser Ebene der Diözese. Die Satzungskommission 
hat auftragsgemäß aufgrund der Tatsache, dass die wesentlichen pastora-
len Entscheidungen künftig neben der Pfarrei auf dem Gebiet des „Pastora-
len Raumes“ stattfinden werden (und für diesen Bereich das Dekanat wohl 
nur noch eine untergeordnete Rolle spielen wird) versucht, die Dekanats-
ratssatzung in der bisherigen Form auf die „Pastoralen Räume“ zu übertra-
gen und so anzupassen, dass dort gut damit gearbeitet werden kann. Aber 
selbstverständlich konnten vor Entstehen der „Pastoralen Räume“ nicht alle 
Anforderungen vorhergesehen werden, die sich eventuell einmal in diesem 
Zusammenhang stellen werden, so dass auch hier angepasst werden sollte, 
wenn dies als notwendig erkannt wird.

Erstmals enthält das Kompendium auch Geschäftsordnungen für den Di-
özesanrat sowie Muster-Geschäftsordnungen für die Räte des „Pastoralen 
Raumes“ sowie für die Pfarrgemeinderäte. Diese enthalten zusätzliche 
Regelungen und legen zum Beispiel Ladungsfristen, den Modus von Ab-
stimmungen und Ähnliches fest. Bei diesen Geschäftsordnungen handelt 
es sich nicht um gesetztes Recht, sondern um Vorgaben, die sich die Räte 
jeweils selbst geben können, aber nicht müssen. Es steht also im Belieben 
der Räte, die Geschäftsordnungen anzuwenden, zu verändern oder nicht 
anzuwenden. Die jeweiligen Räte sind hier also frei, die vorgeschlagenen 
Texte zu verwenden oder auch nicht.

Darüber hinaus enthält das Kompendium erstmals das Ehrenamtskonzept, 
das vom Bistumsrat und einer von ihm berufenen Arbeitsgruppe (an der 
auch viele Vertreter/innen aus dem geschäftsführenden Vorstand, dem Vor-
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stand des Diözesanrates sowie Vertreter/innen der Dekanatsrats- und Pfarr-
gemeinderatsebene mitarbeiteten) erarbeitet wurde. Dieses besteht aus 
zwei Teilen: Einem Grundlagen- und Leitlinienteil, der festschreibt, dass die 
Diözese künftig aus ihrem christlichen Verständnis heraus das Ehrenamt in 
der Kirche ausdrücklich und gezielt unterstützen will und einem zweiten 
Teil mit Handlungsempfehlungen zum Grundlagen- und Leitlinienteil, mit 
Empfehlungen wie die Unterstützung des Ehrenamtes beispielhaft ausse-
hen kann. Dieser letzte Empfehlungsteil basiert auf den jetzigen Erkennt-
nissen zur Ehrenamtsarbeit, ist jedoch keinesfalls abschließend, sondern 
wird vielmehr als immerwährender Auftrag für die Zukunft immer wieder 
Veränderungen und Anpassungen an aktuelle Erkenntnisse und Möglich-
keiten der Ehrenamtsarbeit unterliegen.

Abschließend darf ich allen Mitwirkenden in der Satzungskommission des 
Diözesanrates aber auch in der AG Ehrenamt, die in zahlreichen Sitzungen 
das Ehrenamtskonzept erarbeitet haben und immer wieder verbessert ha-
ben, für ihre jeweils über Jahre hinweg andauernde energische Mitarbeit 
an den Texten, ihre eingebrachte Expertise und vor allem für ihr großes 
Engagement von Herzen danken. Explizit danken möchte ich auch unse-
rem Diözesanbischof Dr. Stefan Oster SDB, der den gesamten Neufassungs-
prozess der Regelungen für ehrenamtliches Engagement stets wohlwollend 
unterstützt und durch die Inkraftsetzung bis zum Ende mitgegangen ist.

Wir haben zusammen für die Engagierten im Ehrenamt in unserer Diözese 
eine sehr gute Arbeit und Vorlage für die zukünftige Arbeit mit den Texten 
aber auch als Grundlage für eine weitere Veränderung dieser Regelungen 
in der Zukunft geschaffen. Allen Anwendern der vorliegenden Texte wün-
sche ich gutes Gelingen, viel Freude im ehrenamtlichen Engagement und 
Gottes reichen Segen bei ihrer Arbeit im Weinberg des Herrn.

Passau, den 5.3.2026

Markus Biber
Diözesanratsvorsitzender
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Zur Entfaltung der Laienarbeit
im Bistum Passau 1

In unserem Bistum Passau beginnt die aktive Mitarbeit der Laien im kirch-
lichen Bereich nicht erst nach dem II. Vatikanischen Konzil. Schon vor 1945, 
also in den Jahren der nationalsozialistischen Diktatur, haben Jugendliche, 
Frauen und Männer in den damaligen Organisationen und Vereinen, bevor 
diese verboten wurden, dann als einzelne und im Geheimen wertvollste 
Dienste für das Apostolat der Kirche geleistet. Ihr Einsatz war in diesen Jah-
ren oft hart und geschah unter Einsatz der ganzen Person.

Aus dem Jahre 1930 datieren die ersten „Richtlinien für die Katholische Ak-
tion“, von Bischof Sigismund Felix erlassen. Sie galten zunächst nur für die 
Stadt Passau. Katholische Aktion wurde verstanden als Zusammenfassung 
apostolisch gesinnter Katholiken zur Erhaltung und Förderung katholi-
schen Denkens und Lebens im Dienste der Seelsorge, als „Vollzugsorgan im 
Dienste des religiösen Apostolats“. Nach dem Ende des 2. Weltkrieges muss-
te auch mit dem Aufbau der Organe und Vereine für die Laienarbeit neu 
begonnen werden. Die gesamte Jugendarbeit wurde neu gegründet und 
schließlich im „Bund der kath. Jugend“ mit seinen verschiedenen Glied-
gemeinschaften organisiert. Die Verbände der Erwachsenen wurden auf 
Diözesanebene neu konstituiert. Frauenbund, Werkvolk, Kolping, Acker-
mann-Gemeinde u. a. begannen mit der Neugründung ihrer Zweigvereine 
in einzelnen Pfarreien und mit einer systematischen Arbeit.

Im Januar 1948 erließ Bischof Simon Konrad ein neues „Oberhirtliches Statut 
für die Katholische Aktion in der Diözese Passau“. Für die gesamte Laien-
arbeit wurden damit neue Akzente gesetzt, die deren weitere Entfaltung 
wesentlich prägten.

1 Im Jahr 1980 erschien im Verlag des Bischöflichen Ordinariats Passau die umfangreiche Veröffentlichung 
„Die Katholische Aktion im Bistum Passau von 1929 bis 1968“, verfasst von Dr. Josef Meier als Dissertation 
im Rahmen der Promotion an der Katholisch-Theologischen Fakultät der Universität Passau.
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„Alle getauften und gefirmten Christen sind nach wiederholten Kundge-
bungen der Päpste zur Mitarbeit in der Ausbreitung und Befestigung des 
Gottesreiches auf Erden durch Ausübung eines ihren Möglichkeiten und 
den jeweiligen Zeitverhältnissen entsprechenden Apostolats verpflichtet. 
Es ist eine wichtige Aufgabe der Seelsorger, diese Verpflichtung allen Gläu-
bigen immer wieder zu erklären, zu begründen und einzuschärfen. Die-
se Mitarbeit aller Laien am Gottesreich, als Verpflichtung enthalten in der 
Zugehörigkeit zu der Kirche, ist die von den Päpsten als Forderung Gottes 
immer wieder betonte und geförderte „Katholische Aktion“. Zur tatsächli-
chen Verwirklichung und Lenkung der apostolischen Laienarbeit ist es aber 
notwendig, für jedes Bistum und für jede Seelsorgsgemeinde ausdrücklich 
besondere Einzelpersönlichkeiten zu berufen und Personengruppen als Ar-
beitsorgane zu bilden“.

Dieses Statut von 1948 bestimmte als Vollzugsorgan der Katholischen Ak-
tion: für das ganze Bistum den „Diözesanausschuss“ mit entsprechenden 
Arbeitsausschüssen für einzelne Aufgabenbereiche; für die einzelnen Pfar-
reien den Pfarrausschuss. Die Pfarrausschüsse setzten sich zusammen aus 
den Vertretern der in der Pfarrei bestehenden katholischen Organisationen 
(einschließlich der Jugend) und aus den Vertretern der sog. Naturstände, 
aus einem oder mehreren Vertretern der Lehrerschaft und sonstigen geeig-
neten Persönlichkeiten. Voraussetzung für die Mitgliedschaft beim Pfarr-
ausschuss war in erster Linie Eignung und Bereitschaft zur Betätigung im 
Laienapostolat.

In all den Jahren seit 1948 war die Diözesanleitung und die Diözesanar-
beitsstelle der Kath. Aktion bestrebt, die Richtlinien dieses Oberhirtlichen 
Statuts zu verwirklichen. Einmal, meist zweimal im Jahr trafen sich in ei-
nem Dekanat die Mitglieder der Pfarrausschüsse beim sog. Dekanatstag. Im 
Winter wurden jährlich mehrmals dreitägige Schulungskurse (Apostolats-
tage) durchgeführt. Bei Wochenendtagungen wurden spezielle Themen 
behandelt. Ziel all dieser Maßnahmen war es, den Laien ihre Verpflichtung 
zum Dienst und zur Mitarbeit im religiösen Apostolat zu erklären und zu 
begründen, sie dazu zu befähigen. Die Bemühungen blieben nicht ohne 
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Erfolge. In immer mehr Pfarreien kamen die Pfarrausschüsse aus einem Sta-
dium des Experimentierens und Probierens heraus und fanden den Weg zu 
einer systematischen Arbeit. In der Jugendarbeit, in den einzelnen Zweig-
vereinen der bestehenden Verbände und Werke erkannten die Laien immer 
klarer ihre Mitverantwortung für die Kirche und deren Sendung. Viele Lai-
en fanden sich in neugegründeten spezialisierten Einrichtungen des Apo-
stolats, in der Landvolkbewegung, in der Legio Mariens, in der Aktion 365, 
im Familienbund, in der Elternvereinigung usw.

Um eine weitere Entfaltung der gesamten Laienarbeit im Sinne der Katholi-
schen Aktion zu gewährleisten, bestätigte Bischof Simon Konrad im Februar 
1958 ein neues Oberhirtliches Statut für die Katholische Aktion, das der im 
Bistum in Gang gekommenen Entwicklung Rechnung trug. Noch klarer als 
10 Jahre vorher wurde hier von der mündigen und eigenverantwortlichen 
Mitsorge und Mitarbeit der Laien am Apostolat der Kirche gesprochen, und 
zwar nicht nur, um die Sendung des Klerus zu unterstützen und zu ergän-
zen, sondern „um die heilsvermittelnde Wirksamkeit der ganzen Kirche in-
mitten der Welt voll zu entfalten“.

Bezüglich der Organisation wurde in diesem Statut von 1958 folgende Glie-
derung festgelegt:
a) Organisationen, Werke, Einrichtungen des Apostolats, die sich entspre-

chend ihrer Zielsetzung besonderen Aufgaben im Laienapostolat wid-
men und entsprechend ihren Satzungen selbständig arbeiten.

b) Allgemeine Organe, die auf Diözesan-, Dekanats- und Pfarrebene die ge-
gebenen allgemeinen Aufgaben wahrnehmen. Hier handelte es sich also 
um den Diözesanausschuss, die Dekanatsausschüsse und Pfarrausschüs-
se. Ihre Zusammensetzung und Tätigkeit wurde durch eine entsprechen-
de Satzung geregelt.

Im Anschluss an das Konzil kam es zu einer weiteren Entwicklung. Im „De-
kret über das Apostolat der Laien“ hatten die Konzilsväter selbst grundle-
gende Prinzipien über die Mitarbeit der Laien vorgelegt und pastorale Wei-
sungen gegeben, die zu einer wirksameren Betätigung führen sollten.
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Hinzu kam das Bestreben, die äußere Ordnung und Organisation in den 
einzelnen Diözesen aufeinander abzustimmen. In Bayern war es zwar 
schon nach 1950 im Anschluss an den damaligen Katholikentag in Passau 
zu einer fruchtbaren Zusammenarbeit der einzelnen Diözesen einerseits 
und der bestehenden Verbände auf Landesebene andererseits im „Landes-
ausschuss für die Kath. Aktion in Bayern“ gekommen. Im Bereich der deut-
schen Bischofskonferenz kam es dann zu einer entsprechenden Koordinie-
rung im Anschluss an das Konzil unter Federführung des Zentralkomitees 
der deutschen Katholiken.

Dementsprechend wurde im Januar 1968 auch für unsere Diözese eine neue 
„Ordnung für das Apostolat der Laien im Bistum Passau“ vom damaligen 
Bischof Simon Konrad erlassen.

Eine Neufassung und Weiterentwicklung dieser Ordnung wurde nach der 
gemeinsamen Synode der Bistümer der Bundesrepublik Deutschland not-
wendig, um die Ergebnisse dieser Synode mit ein zu beziehen. Es handelte 
sich dabei vor allem um die Anordnungen und Empfehlungen, die im Be-
schluss „Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kir-
che“ enthalten sind. Die vorliegende Ordnung geht im Wesentlichen auf 
Mustersatzungen des Zentralkomitees zurück, sie wurde von der Vollver-
sammlung des Diözesanrats der Katholiken im Bistum Passau am 03.04.1976 
angenommen, von Bischof Antonius bestätigt und geändert durch die Voll-
versammlung des Diözesanrates am 21.03.1981, 10.03.1990 und 21.03.1992. 
Durch Beschluss der Vollversammlung am 13. Oktober 2000 wurden die 
Satzungen der Pfarrgemeinderäte, Dekanatsräte und Diözesanrat unter 
Umsetzung der Vorgaben des Passauer Pastoralplans 2000 in einer überar-
beiteten Form neu beschlossen.
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Ordnung für das Apostolat 
der Laien im Bistum Passau

Um im Sinne des II. Vatikanischen Konzils und der gemeinsamen Synode 
der Berufung des gesamten Volkes Gottes im Bistum Passau zur Erfüllung 
der Heilssendung Christi und seiner Kirche gerecht zu werden,

– um insbesondere den Heilsdienst der Laien in den Heilsauftrag der ge-
samten Kirche in der rechten Weise einzuordnen, 

– um die vielfältigen Einrichtungen, Vereinigungen und Werke, die unter 
dem Namen Katholische Aktion im Bistum tätig sind, zu weiterer Entfal-
tung zu bringen,

werden für das Apostolat der Laien im Bistum Passau die folgenden allge-
meinen Richtlinien und für die äußere Ordnung die allgemeine Satzung – 
erstmals oberhirtlich in Kraft gesetzt am 20.05.1976, geändert am 21.03.1981, 
10.03.1990, 21.03.1992 und am 18. Dezember 2000 – in ihrer weiteren Gültig-
keit bestätigt. 

Passau, 18. Dezember 2000

Dr. Franz Xaver Eder 
Bischof
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A. 
Allgemeine Richtlinien

Diese allgemeinen Richtlinien für das Apostolat der Laien in der Diözese 
Passau wollen
1. die Mitverantwortung und die Mitarbeit der Laien in der Diözese Passau 

am Geist der Gesamtkirche orientieren und deswegen die wichtigsten 
Texte aus den Dokumenten des II. Vatikanischen Konzils zum Bewusstsein 
bringen – besonders das „Dekret über das Apostolat der Laien“ –, ohne sie 
ersetzen zu wollen,

2. im Sinne der Ausführungen der Synode der deutschen Bistümer die Mit-
verantwortung und die Aufgaben der Laien in Bezug auf Kirche und Welt 
bekräftigen,

3. die innere Haltung umschreiben, von der jene ergriffen sein sollen, von 
denen die Organisation und die Unternehmungen des Laienapostolats 
getragen werden,

4. einen Weg weisen zur Zusammenarbeit der aktiven und willigen Kräfte 
– Laien und Priester –, um die Kirche von Passau in dieser Welt und Ge-
sellschaft von heute anwesend und wirksam zu machen.

I. 
Berufung zum Apostolat

Die gesamte Kirche hat von ihrem Gründer und Haupt Jesus Christus den 
Auftrag, die endgültige und unwiderrufliche Herrschaft Gottes der Welt 
mitzuteilen. Das Wachstum der Kirche hängt ab von der Wahrnehmung 
dieses Auftrages und von der Verteilung der Verantwortung. Die Verant-
wortung dafür, dass Kirche weiterwächst, darf nicht nur einer dünnen 
Schicht der Kirche, dem Klerus überlassen sein.

„An der Aufgabe der Kirche, Träger der Heilssendung Christi zu sein, ha-
ben die ganze Gemeinde und jedes ihrer Glieder Anteil. Von der gemeinsa-
men Verantwortung kann niemand sich ausschließen oder ausgeschlossen 



13

werden. Kraft der Taufe und Firmung wirken alle in ihrer Weise mit am 
Auftrag Christi, seine Botschaft zu verkünden, seine Gemeinde aufzubauen 
und sein Heil in der liturgischen Feier zu vergegenwärtigen und im Leben 
zu bezeugen“. (Syn.2 1.4)

Die Kirche ist nun seit ihrer Gründung durch Jesus Christus so sehr dem 
Apostolat verpflichtet, dass sie auch deswegen die „apostolische“ heißt, ein 
Merkmal, das nicht nur der Kirche insgesamt eigen ist, sondern auch allen, 
die im vollen Sinn ihrer Mitglieder, d. h. gläubig, getauft und gefirmt sind. 
„Da es aber dem Stand der Laien eigen ist, inmitten der Welt und weltli-
chen Aufgaben zu leben, sind sie von Gott berufen, vom Geist Christi beseelt 
nach Art des Sauerteigs ihr Apostolat in der Welt auszuüben“ (Dekret über 
das Apostolat der Laien, Nr. 2). Der Zusammenhang des einzelnen mit dem 
Ganzen ist nach dem Bild des lebendigen Organismus so stark, „dass man 
von einem Glied, das nicht nach seinem Maß zum Wachstum des Leibes bei-
trägt, sagen muss, es nütze weder der Kirche noch sich selbst“ (ebd. Nr. 2). 
„Allen Christen ist also die ehrenvolle Last auferlegt, mitzuwirken, dass die 
göttliche Heilsbotschaft überall auf Erden von allen Menschen erkannt und 
angenommen wird“ (ebd. Nr. 3), so dass auch die Dinge und Ordnungen die-
ser Welt nach dem Maß des Evangeliums erneuert werden.

II. 
Die Antwort des Christen

1. Lebendige Verbindung mit Christus
Um die Treue zum Evangelium in der heutigen Welt leben und die Kir-
che dort anwesend und wirksam machen zu können, wo die Kirche nur 
durch die Laien zum Salz der Erde wird, ist eine lebendige Verbindung 
mit Christus, dem Haupt der Kirche, notwendig. Hilfen dazu sind das Ge-
bet, die Versenkung in Gottes Wort, besonders aber die tätige Teilnahme 
an der heiligen Liturgie. Durch die Sakramente, vor allem durch die hei-

2 hier und in den folgenden Abschnitten zitiert aus Beschluss der Synode „Verantwortung des ganzen Gottesvolkes 
für die Sendung der Kirche“
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lige Eucharistie, wird jene Liebe zu Gott und den Menschen mitgeteilt, 
welche die Mitte des ganzen Apostolats ist.

Das tägliche Leben in den gewöhnlichen Verhältnissen und Pflichten 
darf nicht getrennt sein vom Glauben, sondern muss getragen werden 
von der Absicht, ohne Unterbrechung den Willen Gottes zu erfüllen in 
der zuversichtlichen Hoffnung, mit der wir auf das Kommen des Herrn 
und auf die Vollendung der Schöpfung warten. Es muss getragen werden 
von einem Glauben, der in der Liebe tätig wird. Alles Apostolat ist tätige 
Liebe zu Christus und seinen Brüdern.

Andererseits „schenkt der Geist Gottes die Gaben oder Charismen, die 
zum Aufbau der Kirche und zur Erfüllung ihrer Heilssendung erforderlich 
sind (1 Kor 12). Jeder Christ hat ein ihm eigenes Charisma, das im Allge-
meinen mit seinen natürlichen Fähigkeiten, mit seinem Beruf und seinen 
Lebensumständen im Zusammenhang steht (1Kor 7,7.17.20.24)“. (Syn. 1.5)

2. Bildung zum Apostolat 
a) In zwei Richtungen muss die Ausbildung zu dieser verantwortungs-

vollen Aufgabe der Kirche erfolgen. 
 Jedes Apostolat „setzt das Bereitsein für den Anruf Christi und das Le-

ben mit der Kirche voraus. Der Christ ist in der Erfüllung seines Auf-
trages Christus dem Herrn verpflichtet. Er wird daher seinen Dienst, 
sein Denken und Tun an der hl. Schrift und am Wort der Kirche prüfen 
und seine Fähigkeiten als Gaben des Geistes zum allgemeinen Nut-
zen (1 Kor 12,7) einsetzen“. (Syn. 3.1). Ebenso wichtig ist, die sachliche 
Ausbildung in der Kenntnis der Welt von heute und ihrer spezifischen 
Bereiche, in denen die Laien wirksam sein sollen. Zur Allgemeinbil-
dung und Pflege der wahrhaft menschlichen Werte, der Kunst des Zu-
sammenlebens, der Zusammenarbeit und des Gesprächs kommen die 
Weiterbildung im beruflichen Wissen und Können sowie das Studium 
besonderer Sachgebiete hinzu. Möglichst umfassendes Sehen und un-
bestechliches Urteilen im Lichte des Glaubens sind Voraussetzungen 
für richtiges Handeln. 
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b) Schon von klein auf, in der Familie, soll die Bildung zum Apostolat be-
ginnen. Die Eltern sind durch ihr Beispiel und ihr Wort die ersten Bil-
dungsträger der Kirche. Lehrer, Erzieher, Priester setzen die Bildungs-
arbeit fort und ergänzen sie. 

c) Gruppengespräche, Bildungstage und -seminare, Akademien, Studi-
enkurse, Bücher, Handreichungen, auch Einkehrtage und Exerzitien 
müssen als Mittel zur Bildung von denen wahrgenommen werden, die 
in der komplizierten Welt von heute milieugerecht für das Evangeli-
um wirken wollen.

III. 
Die Formen des Apostolats

1. Das persönliche Apostolat
Es gibt ein echtes und unersetzliches Apostolat des einzelnen Gläubigen, 
der durch sein Leben in Glaube, Hoffnung und Liebe, durch sachgerech-
te und treue Berufsarbeit, durch ein christliches Familienleben, durch 
Geschwisterlichkeit und Hilfsbereitschaft im zwischenmenschlichen 
Umgang, schließlich durch den Dienst an der größeren Gemeinschaft die 
Kirche in seinem Wirkungsbereich sichtbar machen kann. Das schlichte 
Beispiel, das gute Gespräch, jeder Dienst am Frieden, die helfende Tat 
der Liebe, das Gebet und die freie Annahme des Leidens sind ebenfalls 
Formen, in denen jeder Gläubige persönlich die Kirche aufbauen und die 
Welt heiligen und in Christus beleben kann.

2. Das gemeinschaftliche Apostolat
Insbesondere sind die Laien in unserer Zeit zum gemeinschaftlichen 
Apostolat aufgerufen, weil der Zusammenschluss Gleichgesinnter in der 
menschlichen Natur angelegt ist und den einzelnen stärkt, weil das Apo-
stolat einer Gruppe in der Gesellschaft wirksamer sein kann als das einer 
einzelnen Person, weil die Kirche selbst eine Gemeinschaft ist und un-
mittelbar in der Pfarrei als wirksame Gemeinschaft erlebt wird.
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Kirchliche Organisationen, Vereine, Gruppen, Verbände, die den aposto-
lischen Auftrag der Kirche als Gemeinschaft ausführen, sollen sich dar-
über im Klaren sein, dass sie nicht Selbstzweck sein dürfen, sondern die 
Aufgaben der Kirche zu erfüllen haben und dass ihre Arbeit umso wirk-
samer ist, je mehr sie auf den entsprechenden Ebenen (Pfarrei, Dekanat, 
Diözese) mit den dort vorhandenen kirchlichen Einrichtungen (z.B. Pfarr-
gemeinderat) zusammenarbeiten, einander ergänzen und fördern, also 
jede Zersplitterung der Kräfte sorgfältig vermeiden.

3. Zur Arbeitsweise
Das Apostolat der Laien muss in seiner Arbeitsweise den vielfältigen Auf-
gaben und der Vielgestaltigkeit der Welt gerecht werden. Alle Planun-
gen und Aktionen werden nur dann zum Ziel führen, wenn jeder sich um 
die entsprechenden Voraussetzungen und Haltungen gegenüber der zu 
leistenden Arbeit, im Umgang mit den Mitarbeitern, in der Zusammen-
arbeit zwischen Priestern und Laien bemüht.

1. Jede erfolgreiche Arbeit setzt voraus, dass der Blick immer auf das 
Ganze der Kirche gerichtet ist. Nur so ist zu vermeiden, dass Einzel- 
und Gruppeninteressen über das Ganze gestellt werden. Aus dem 
Blick für das Ganze erwächst auch das Bewusstsein der Verantwor-
tung für die übernommene Arbeit. Verantwortung bedeutet nicht nur 
Treue in übernommener Arbeit, sondern verpflichtet auch zur Eige-
ninitiative. Diese Pflicht zur Übernahme der Verantwortung ist auch 
bei den Mitarbeitern anzuerkennen wie auch in der Zusammenarbeit 
zwischen Geistlichen und Laien. Schließlich ist das Prinzip der Subsi-
diarität eine der unabdingbaren Voraussetzungen in der Apostolatsar-
beit. Es schafft der Eigeninitiative und Vielgestaltigkeit der Berufung 
erst den notwendigen Raum. Es muss aber ergänzt werden durch die 
Forderung, bei Arbeiten, welche die eigenen Mittel übersteigen, sich 
um Zusammenarbeit auf weiterer und höherer Ebene zu bemühen.
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2. Das gemeinschaftliche Apostolat erfordert die einmütige Zusammen-
arbeit aller, das Zurücktreten hinter dem gemeinsamen Werk, sei es 
als einzelner, sei es auch als Gruppe. Fragen der Zuständigkeit und des 
Prestiges einzelner oder ganzer Gruppen können nur von der zu leis-
tenden Arbeit und ihrer zweckmäßigsten Durchführung her gesehen 
werden. Es gilt das Wort des Herrn: Wer der größte unter euch sein 
will, der sei euer Diener (Mk 10,43). Jede Zersplitterung und jede Recht-
haberei stiftet nur größten Schaden am Werk der Kirche. Achtung 
voreinander ist die Voraussetzung für gemeinsames Handeln. Erst in 
der geschwisterlichen Zusammenarbeit von Laien untereinander und 
ebenso von Priestern und Laien kann das Beste geleistet werden. Die 
einmütige Zusammenarbeit aller hat sich täglich zu bewähren. Das 
geschieht in Offenheit füreinander und in Toleranz gegen das oft so 
schwer zu ertragende Anderssein des Mitmenschen. Misstrauen ge-
geneinander macht die Arbeit im Apostolat vor den Gläubigen und 
vor der Welt unglaubwürdig.

3. Wie im Einzelnen die vielfältigen Aufgaben durchzuführen sind, kann 
nicht generell geregelt werden. Ja, gerade die Suche nach sachgerech-
ten und erfolgversprechenden Wegen und Methoden gehört notwen-
dig zum Apostolat. Dennoch sind zwei wichtige Voraussetzungen un-
aufgebbar. Eine Arbeit, wie sie hier begonnen wurde, ist regelmäßig 
und planmäßig weiter zu führen. Dauernde Rechenschaftsablage und 
Protokollierung sind dabei notwendige Hilfsmittel. Zum anderen ist 
eine gründliche Untersuchung und Beurteilung des jeweiligen Ar-
beitsbereiches, sei es der Pfarrei, sei es eines bestimmten Sachgebie-
tes, eine Voraussetzung. Die ständige Veränderung der Verhältnisse in 
der Pfarrei und in der Welt stellt immer wieder neue Aufgaben. Dar-
aus und aus dem Willen, alle Bereiche im Sinne des Apostolats weiter 
zu gestalten, wachsen Planung und Aktionen. Dies erfordert jedoch 
auch eine nüchterne Betrachtung und Einschätzung der vorhandenen 
Kräfte.
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B. 
Allgemeine Satzung

§ 1  
Das gemeinschaftliche Apostolat

Im Sinne des II. Vatikanischen Konzils ist im Bereich des Heilsdienstes der 
Laien neben der Vielfalt von freien Initiativen vor allem die gemeinschaft-
liche und organisierte Form des Apostolates in besonderer Weise zu ent-
falten. Dabei ist das Apostolat der verschiedenen katholischen Verbände, 
Gemeinschaften, Organisationen und Räte in der rechten Weise in das Apo-
stolat der Gesamtkirche einzuordnen. Die einmütige Zusammenarbeit ist 
zu fordern und die Tätigkeit in angemessener Weise zu koordinieren.

§ 2  
Die Ordnung des gemeinschaftlichen Apostolates

Folgende Organe sind Träger des gemeinschaftlichen Apostolates:
1. Allgemeine Organe
2. Vereinigungen und kirchliche Mitgliederorganisationen, die über- 

diözesan organisiert sind,
3. Werke und Einrichtungen, die diözesan geordnet sind und im Auftrag 

des Diözesanrates im Bistum Passau tätig werden.

§ 3  
Die allgemeinen Organe des Laienapostolats

1. Die allgemeinen Organe sind
a) in den Pfarreien der Pfarrgemeinderat
b) in den Pastoralen Räumen der Rat des Pastoralen Raums
c) in der Diözese der Diözesanrat
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2. Die allgemeinen Organe geben den Laien die rechtliche Möglichkeit, das 
Leben der Kirche in Gemeinsamkeit mit den Seelsorgern mit zu verant-
worten und mitzugestalten, die allgemeinen Aufgaben des Laienaposto-
lates in Pfarrei, Dekanat und Bistum wahrzunehmen.

3. Der Pfarrgemeinderat ist in allen Pfarreien, der Rat des Pastoralen Raums 
in allen Pastoralen Räumen zu errichten.

4. Die Zusammensetzung, die Aufgabenbereiche und die Arbeitsweise die-
ser Organe werden im Einzelnen durch die vom Bischof erlassenen Sat-
zungen geordnet.

§ 4  
Kirchliche Mitgliederorganisationen  

und Vereinigungen

Die Organisationen, Vereinigungen, usw. dienen dem in Gemeinschaft ge-
übten Apostolat der Laien sowohl in den Gemeinschaften der Kirche wie in 
den verschiedenen Milieus.
Sie arbeiten entsprechend ihrer Zielsetzung und ihrer eigenen kirchlich 
anerkannten Satzungen selbständig. Sie sind jedoch gehalten, an der Erfül-
lung gemeinsamer Aufgaben im Rahmen der allgemeinen Organe mitzu-
arbeiten.

§ 5  
Werke und Einrichtungen

Die im Auftrag des Diözesanrates tätigen Werke und Einrichtungen dienen 
der Erfüllung spezieller Dienste, wie sie auf Grund der gesellschaftlichen 
Entwicklung notwendig sind. Ihr Dienst und ihr Angebot ist bei aller Eigen-
ständigkeit als Unterstützung der übrigen Apostolatsarbeit zu sehen.
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§ 6  
Kostendeckung

1. Die Kosten für die Tätigkeit der Pfarrgemeinderäte hat jede Pfarrei zu tra-
gen.

2. Die Kosten für die Tätigkeit der allgemeinen Organe auf Dekanats- und 
Diözesanebene hat der Vorstand des Diözesanrates durch Erstellung eines 
Haushaltsplanes zu regeln, der von der Diözesanverwaltung genehmigt 
werden muss. 

§ 7  
Diözesangeschäftsstelle

1. Den verschiedenen Organen, Einrichtungen und Vereinigungen steht 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben ein Sekretariat, die „Geschäftsstelle der 
Hauptabteilung für Laienapostolat und freie Bildungsarbeit“, zur Verfü-
gung.

2. Außenstellen der Diözesangeschäftsstelle können nach Zweckmäßigkeit 
auf Dekanats- oder Landkreisebene gebildet werden.

3. Auch bei Wahrung ihrer Eigenständigkeit sind die verschiedenen Ein-
richtungen und Vereinigungen aus wirtschaftlichen Gründen zu einer 
zweckmäßigen Zusammenarbeit im Rahmen der Diözesangeschäftsstelle 
gehalten.
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I. 
Pfarrgemeinden

1. 
Satzung für Pfarrgemeinderäte 

im Bistum Passau

§1  
Pfarrgemeinderat

Der Pfarrgemeinderat ist in sinngemäßer Anwendung des Dekrets über die 
Hirtenaufgabe der Bischöfe (Nr. 27) der vom Bischof eingesetzte Pastoralrat 
der Gemeinde und das vom Bischof anerkannte Organ im Sinne des Konzils-
dekrets über das Apostolat der Laien (Nr. 26) sowie des Synodenbeschlusses 
„Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kirche“ zur 
Koordinierung des Laienapostolats in der Pfarrgemeinde und zur Förde-
rung der apostolischen Tätigkeit der Gemeinde.
Der Pfarrgemeinderat hat verschiedene Möglichkeiten der Kooperation mit 
anderen Gremien: 
– Die Kooperation mit anderen Pfarrgemeinderäten, wie z. B. die gemeinsa-

me Einberufung, gemeinsame Sitzungen, etc.
– Der Pfarrverbandsrat (siehe Statut für die Pfarrverbände)
Zudem gibt es die Möglichkeit in einem Pfarrverband einen Gesamtpfarr-
gemeinderat zu wählen (siehe die Satzung für Gesamtpfarrgemeinderäte 
im Bistum Passau).

§ 2  
Aufgaben des Pfarrgemeinderates

1. Der Pfarrgemeinderat dient dem Aufbau einer lebendigen Gemeinde und 
der Verwirklichung des umfassenden Heilsauftrags der Kirche. Seine Auf-
gabe ist es, in allen Bereichen der Pfarrgemeinde beratend bzw. beschlie-
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ßend mitzuwirken, ebenso für die Einheit in der Pfarrgemeinde sowie mit 
dem Bischof und der Weltkirche Sorge zu tragen.

 Die Frauen und Männer im Pfarrgemeinderat pflegen einen Umgang, der 
ihre Orientierung an Christus erkennen lässt. Ihr Tun ist getragen von der 
Liebe gegenüber den Nächsten und einem bewussten Eintreten für die 
Achtung, den Schutz und die Förderung der Menschen- und Minderhei-
tenrechte.

 Durch Weiterbildung und religiöse Vertiefung stärken die Mitglieder des 
Pfarrgemeinderates die Kompetenz für ihre Aufgaben.

 Das pfarrliche Leben wird überwiegend vom Einsatz Ehrenamtlicher 
getragen. Der Pfarrgemeinderat soll Einzelpersonen und Gruppen er-
mutigen, ihre eigenen Fähigkeiten zu entdecken, sie zu entwickeln und 
selbstständig kirchliches und gesellschaftliches Leben zu gestalten.

2. Seine Aufgaben bestehen vor allem darin,
a) das Bewusstsein für die Mitverantwortung in der Gemeinde zu bilden, 

die Charismen in der Gemeinde zu entdecken, Verantwortliche für die 
verschiedenen Dienste zu finden, für deren Befähigung Sorge zu tra-
gen und sie bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen,

b) alle die Pfarrgemeinde betreffenden Fragen zusammen mit dem Pfar-
rer und dem Pastoralteam zu beraten, gemeinsam mit ihnen Maßnah-
men zu beschließen und für deren Durchführung Sorge zu tragen,

c) Anregungen und Vorschläge für die Gestaltung und Organisation der 
Gottesdienste und die lebendige Teilnahme der ganzen Gemeinde an 
den liturgischen Feiern einzubringen,

d) dafür Sorge zu tragen, dass der diakonische Dienst im caritativen und 
sozialen Bereich geleistet wird,

e) die Voraussetzungen für das Wachsen geistlicher Berufungen zu 
schaffen,

f) die pastorale Entwicklung vor Ort auf den Weg zu bringen, sich daran 
zu beteiligen und Ergebnisse der Projekte auf Diözesanebene auch für 
die Pfarrgemeinde fruchtbar werden zu lassen,

g) gesellschaftliche und gesellschaftspolitische sowie kirchliche und kir-
chenpolitische Entwicklungen und Probleme zu beobachten, zu über-
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denken und sachgerechte Vorschläge einzubringen sowie entspre-
chende Maßnahmen zu beschließen und durchzuführen,

h) die Bildungsarbeit auf die Erfordernisse der Pfarrei abzustimmen und 
in Kooperation mit Trägern der Jugend- und Erwachsenenbildung zu 
koordinieren und eventuell durchzuführen,

i) die Anliegen der Pfarrgemeinde mit dem zuständigen Seelsorger in 
der Öffentlichkeit zu vertreten,

j) die Verantwortung der Gemeinde für Mission, Entwicklung, und Frie-
den sowie die Bewahrung der Schöpfung zu wecken und zu fördern,

k) die ökumenische Zusammenarbeit zu suchen und auszubauen,
l) katholische Organisationen und Verbände, Einrichtungen und freie 

Initiativen unter Wahrung der Eigenständigkeit zu fördern und im Di-
alog mit ihnen und anderen Gruppen in der Gemeinde Aufgaben und 
Dienste aufeinander abzustimmen, 

m) Kontakt zu denen, die dem Gemeindeleben fernstehen, zu suchen,
n) die Gemeinde regelmäßig und transparent über die Arbeit in der Pfar-

rei und ihre Probleme zu unterrichten,
o) gemeinsame Aufgaben und Aktionen durchzuführen und ggf. not-

wendige Einrichtungen zu schaffen, falls kein geeigneter Träger vor-
handen ist,

p) die Pfarrgemeinde im Rat des Pastoralen Raumes und in bestehenden 
Pfarrverbänden zu vertreten.

§ 3  
Rechte 3

Der Pfarrgemeinderat wirkt bei allen Aufgaben, die die Pfarrgemeinde be-
treffen, je nach Sachbereich beratend oder beschließend mit. Dabei kann 
er unbeschadet der Eigenständigkeit der Gruppen und Verbände in der Ge-
meinde in eigener Verantwortung tätig werden und Entscheidungen tref-
fen. Im Bereich der Gemeindeleitung hat er insbesondere folgende Rechte:

3 Die in dieser Vorschrift angeführten Rechte des Pfarrgemeinderates sind nicht Beispruchsrechte im Sinne des 
can. 127 des CIC. Im Konfliktfall ist der Weg zur diözesanen Schlichtungsstelle für beide Seiten offen (siehe Ordnung 
für die Schlichtungsstelle im Bistum Passau, Amtsblatt 126. Jhrg., Folge 3 vom 15. März 1996). 
Die letzte Entscheidungskompetenz liegt somit beim Bischof.
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1. Die Zustimmung des Pfarrgemeinderates ist notwendig vor Entscheidun-
gen über
a) grundsätzliche Regelungen der gottesdienstlichen Feiern in der Ge-

meinde, in Pfarrverbänden in Absprache mit den anderen Pfarrge-
meinderäten. Dies gilt unter anderem für Gottesdienste an Sonn- und 
Feiertagen, Erstkommunion, Fronleichnamsfest, Begräbnisfeiern;

b) die Gestaltung von Festen der Pfarrei;
c) öffentliche Veranstaltungen der Pfarrgemeinde;
d) die Herausgabe eines Pfarr- oder Gemeindebriefes;
e) die Erstellung eines Pastoralplans für die Pfarrei.

2. Der Pfarrgemeinderat ist zu hören vor Entscheidungen über
a) die Gestaltung des liturgischen Lebens;
b) den Erlass von Hausordnungen für Pfarr- und Jugendheime;
c) Neubauten, Umbauten oder Nutzung von Kirche, Pfarrhaus und an-

deren Pfarrei-eigenen oder von der Pfarrei genutzten Gebäuden und 
Anlagen;

d) die technische und künstlerische Ausstattung der Kirche;
e) Änderungen der Pfarrorganisation;
f) die Mitgliedschaft in einem Pfarrverband (Einbeziehung, Änderung);
Bei Eingaben an das Bischöfliche Ordinariat ist die Stellungnahme des 
Pfarrgemeinderates beizufügen.

3. Der Pfarrgemeinderat hat ein Vorschlagsrecht bei der Besetzung von Seel-
sorgestellen in der Pfarrei. Mit möglichen Kandidatinnen und Kandida-
ten ist von Seiten des Pfarrgemeinderates vorab Rücksprache zu halten.

4. Der Pfarrgemeinderat ist durch den Pfarrer bzw. den/die Gemeindeleiter/
in (gem. can. 517, § 2 CIC) zu informieren über
a) die Arbeit des Pastoralteams;
b) besondere pastorale Situationen in der Gemeinde;
c) künftig zu erwartende Entwicklungen;



25

d) Beschlüsse überpfarrlicher Gremien und Anordnungen des Bischöfli-
chen Ordinariats, die sich maßgeblich auf die Gestaltung des Pfarrle-
bens auswirken;

e) besondere Maßnahmen der Jugend- und Erwachsenenbildung;
f) besondere Maßnahmen der in der Pfarrei tätigen Organisationen;
g) die Neugründung von Gruppen kirchlicher Verbände und katholi-

scher Organisationen

§ 4 
Mitglieder

1. Dem Pfarrgemeinderat gehören an:
a) je nach Größe der Pfarrei bis zu 15 in unmittelbarer und geheimer Wahl 

von der Pfarrgemeinde gewählte Mitglieder, und zwar in Pfarreien
bis zu 1.000 Katholiken/innen: 5 – 6
bis zu 3.000 Katholiken/innen: 7 – 9
bis zu 6.000 Katholiken/innen: 10 – 12
ab 6.000 Katholiken/innen: 13 – 15

 Über die Anzahl der jeweils zu wählenden Mitglieder entscheidet der 
amtierende Pfarrgemeinderat vor der Berufung von Wahlausschuss 
und Wahlvorstand für die nächste Pfarrgemeinderatswahl.

 Im Falle einer Unterschreitung der erforderlichen Anzahl an Kandi-
datinnen/Kandidaten gilt §6 der Wahlordnung, unabhängig von der 
Anzahl der Gemeindemitglieder.

b) als amtliche Mitglieder der Pfarrer als der vom Bischof entsandte Seel-
sorger und Leiter der Gemeinde, ein weiteres hauptamtliches Mitglied 
des Pastoralteams des Pastoralen Raumes, sowie ein/e Vertreter/in 
der hauptberuflichen Angestellten der Pfarrgemeinde, den/die diese 
selbst wählen.

c) weitere von den Mitgliedern gemäß a) bis b) hinzugewählte Mitglie-
der, die durch besondere Fachkenntnisse oder ihre Tätigkeit die Arbeit 
des Pfarrgemeinderates fördern. 
Insbesondere sollen hier nicht-repräsentierte Gruppen berücksichtigt 
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werden (z. B. Vertreter/innen der Jugend, Verbände, Berufsgruppen, 
Fachleute, Personen aus nicht vertretenen Ortsteilen). 
Die Zahl der hinzugewählten Mitglieder beträgt höchstens in Pfarrge-
meinden
bis zu 1.000 Katholiken/innen: 3
bis zu 3.000 Katholiken/innen: 4
bis zu 6.000 Katholiken/innen: 5
ab 6.000 Katholiken/innen: 6

d) Ein Mitglied der Kirchenverwaltung als Gast mit dem Recht der Mei-
nungsäußerung,

e) ein/e Vertreter/in der Jugend als Gast mit dem Recht der Meinungsäu-
ßerung, soweit diese/r nicht anderweitig gewählt wurde.

f) Mitglieder mit beratender Stimme (das können alle hauptamtlichen 
Angestellten der Pfarrei und die Vorsitzenden der Sachausschüsse 
sein, soweit sie nicht bereits Mitglieder gemäß a) bis c) sind).

2. Wahlberechtigt sind alle Katholiken/innen, die in der Pfarrgemeinde ih-
ren Wohnsitz haben und gefirmt sind oder das 14. Lebensjahr vollendet 
haben, unbeschadet der Regelung nach Absatz 4. Vor Vollendung des 14. 
Lebensjahres muss die Eintragung in die Wählerliste beantragt werden. 
Niemand kann in mehreren Pfarreien wählen.

3. Wählbar ist jede/r getaufte katholische Laie bzw. Laiin, der/die nicht aus 
der Kirche ausgetreten ist und in der Ausübung seiner/ihrer allgemeinen 
kirchlichen Gliedschaftsrechte nicht durch förmliche kirchenbehördliche 
Entscheidung behindert ist, am Wahltermin das 14. Lebensjahr vollendet 
und in der Pfarrgemeinde seinen/ihren Wohnsitz hat. Dies gilt auch für 
die gemäß Absatz 1 c, d hinzugewählten Mitglieder. Hauptamtlich in der 
Pastoral Tätige sind in dem Pastoralen Raum, in dem sie angewiesen sind, 
nicht wählbar.

4. Wählbar und wahlberechtigt sind auch Katholiken/innen, die zwar nicht 
Mitglieder der betreffenden Gemeinde sind, aber regelmäßig an ihrem 
Leben aktiv teilnehmen, ihren Wohnsitz im Bistum Passau haben, nicht 
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für einen anderen Pfarrgemeinderat kandidieren und die übrigen Wähl-
barkeitsvoraussetzungen erfüllen. Die Entscheidung, ob alle Vorausset-
zungen erfüllt sind, trifft der Wahlausschuss derjenigen Pfarrgemeinde, 
in der sie wählen oder gewählt werden wollen. Sie haben nachzuweisen, 
dass sie aus der Wählerliste der zuständigen Pfarrgemeinde ausgetragen 
sind. Wer sein aktives und passives Wahlrecht an seinem Wohnsitz aus-
üben will, muss sich ebenfalls aus der Wählerliste der zuständigen Pfarr-
gemeinde austragen lassen.

 
5. Die Amtszeit des Pfarrgemeinderates beträgt 4 Jahre und dauert bis zur 

Konstituierung des neuen Pfarrgemeinderats. Während dieser Zeit kann 
der Pfarrgemeinderat nur durch den Bischof aufgelöst werden. Bei Va-
kanz bzw. Neubesetzung der Pfarrei bleibt der Pfarrgemeinderat im Amt. 

 Bei Nichtzustandekommen einer gültigen Pfarrgemeinderatswahl ist in-
nerhalb von sechs Wochen eine erneute Wahl durchzuführen, entspre-
chend der Wahlordnung.

 
6. Der Kirchenaustritt eines Mitglieds während der Amtszeit bewirkt den 

sofortigen Verlust der Mitgliedschaft im Pfarrgemeinderat.
 
7. Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, so rückt bei Mitgliedern 

gemäß Absatz 1 a der/die Kandidat/in, der/die bei der Wahl die nächst-
höchste Stimmenzahl erhalten hatte, in den Pfarrgemeinderat nach. Bei 
Mitgliedern gemäß Absatz 1 c kann der Pfarrgemeinderat für die restliche 
Amtszeit ein Mitglied hinzuwählen.

 
8. Der Pfarrgemeinderat kann beschließen, dass die Mitgliedschaft erlischt, 

wenn das betreffende Mitglied den PGR-Sitzungen mehrmals unent-
schuldigt fernbleibt und nach schriftlicher Anfrage kein Interesse an der 
weiteren Mitarbeit zeigt. Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen 
kann ein Mitglied aus dem Pfarrgemeinderat ausgeschlossen werden. 
Schwerwiegende Gründe können im Einzelfall sein: Kirchenaustritt, Ver-
stöße gegen die Präventions- und Interventionsordnung, die Verbreitung 
von Ideologien und/oder das Eintreten für Organisationen, die mit den 
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Werten und Prinzipien des Christentums unvereinbar sind (vgl. Erklä-
rung „Völkischer Nationalismus und Christentum sind unvereinbar“ der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 22.02.2024).

 Der Antrag dazu kann von jedem Pfarrgemeinderatsmitglied gestellt wer-
den und hat schriftlich zu erfolgen. Er bedarf bei der Abstimmung einer 
3/4- Mehrheit.

 Die endgültige Entscheidung erfolgt durch den Bischof, nachdem die zu-
ständige Schiedsstelle die Sach- und Rechtslage mit dem auszuschließenden 
Mitglied und Vertretern/Vertreterinnen des Pfarrgemeinderates erörtert hat.

 Während der Zeit des Einspruchsverfahrens bis zur endgültigen Entschei-
dung ruht die Mitgliedschaft.

9. Ist nach Meinung der Mehrheit des Pfarrgemeinderates oder des Pfarrers 
eine gedeihliche Zusammenarbeit im Pfarrgemeinderat nicht mehr ge-
geben, soll die zuständige Schlichtungsstelle angerufen werden. Gelingt 
es dieser nicht, eine Einigung herbeizuführen, verfügt der Bischof die er-
forderlichen Maßnahmen. Er kann auch Neuwahlen anordnen.

§ 5 
Einführung des Pfarrgemeinderates in die Gemeinde

Die Mitglieder des Pfarrgemeinderates sind vom Pfarrer im Pfarrgottes-
dienst der Gemeinde vorzustellen und der ganzen Pfarrgemeinde in geeig-
neter Weise bekannt zu machen.

§ 6  
Sitzungen

1. Der Pfarrgemeinderat tritt wenigstens vierteljährlich zusammen. Außer-
dem ist dann innerhalb von 4 Woche eine Sitzung einzuberufen, wenn 
ein Mitglied des Vorstandes oder ein Drittel der Mitglieder des Pfarrge-
meinderates es verlangt. 

2. Die Sitzungen des Pfarrgemeinderates sind öffentlich, soweit nicht Per-
sonalangelegenheiten beraten werden oder der Pfarrgemeinderat die 
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Beratung in nichtöffentlicher Sitzung beschließt. Die Pfarrgemeinde ist 
rechtzeitig über Termin und Tagesordnung zu informieren. Der Pfarrge-
meinderat kann Gäste mit Rederecht jederzeit zu den Sitzungen einladen.

3. Die Vorsitzenden der Sachausschüsse oder die Sachbeauftragen haben, 
soweit sie nicht Mitglied des Pfarrgemeinderates sind, das Recht, an den 
Sitzungen des Pfarrgemeinderates mit beratender Stimme teilzunehmen. 
Sie sind dazu einzuladen.

§ 7 
Beschlussfassung

1. Der Pfarrgemeinderat ist beschlussfähig, wenn zu der Sitzung ordnungs-
gemäß eingeladen ist (siehe § 8, Absatz 2) und mehr als die Hälfte der Mit-
glieder anwesend ist. Ist dies nicht der Fall, so ist der Pfarrgemeinderat 
bei der nächsten Sitzung zur gleichen Tagesordnung ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Er fasst seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen (Enthaltungen 
gelten damit als gültig abgegebene Stimmen). Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt.

2. Beschlüsse, die der verbindlichen Glaubens- und Sittenlehre oder dem 
allgemeinen oder diözesanen Kirchenrecht widersprechen, können nicht 
gefasst werden. In Zweifelsfällen entscheidet der Bischof unter Angabe 
der Gründe.

3. Erklärt der Pfarrer förmlich aufgrund der durch sein Amt gegebenen 
pastoralen Verantwortung und unter Angabe der Gründe, dass er gegen 
einen Antrag stimmen muss, so ist in dieser Sitzung eine Beschlussfas-
sung nicht möglich. Die anstehende Frage ist im Pfarrgemeinderat mit 
geeigneter externer Moderation, die durch die Geschäftsstelle des Diö-
zesanrats vermittelt wird, zeitnah zu behandeln. Kommt auch hier eine 
Einigung nicht zustande, kann die Schlichtungsstelle angerufen werden.
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§ 8 
Vorstand

1. Der Pfarrgemeinderat wählt einen Vorstand. Dem Vorstand gehören an: 
a) ein oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende, 
b) ein oder zwei stellvertretende Vorsitzende, 
c) der/die Schriftführer/in, 
Der Pfarrgemeinderat hat in der konstituierenden Sitzung vor der Wahl 
zu entscheiden, ob nach a) und b) jeweils ein oder zwei Personen zu wäh-
len sind.

2. Der Vorstand hat folgende Aufgaben: Er bereitet die Sitzungen des Pfarr-
gemeinderates vor. Er entscheidet in Fragen die nicht dem Pfarrgemein-
derat vorbehalten sind oder die kurzfristig zwischen den Sitzungen des 
Pfarrgemeinderates zu regeln sind, und in allen Fragen, die ihm diese 
Satzung oder der Pfarrgemeinderat überträgt.

3. Der/die Vorsitzende/n beruft bzw. berufen die Sitzungen des Pfarrge-
meinderates im Einvernehmen mit dem Vorstand unter Angabe der Ta-
gesordnung ein. Die Einladung erfolgt in Textform (schriftlich oder per 
E-Mail), mindestens 1 Woche vorher; in dringenden Fällen braucht die 
Einladungsfrist nicht eingehalten zu werden.

4. Der/die Vorsitzende/n vertritt bzw. vertreten einzeln den Pfarrgemeinde-
rat nach außen. Er/Sie sorgt bzw. sorgen für den Vollzug der Beschlüsse 
des Pfarrgemeinderates, berichtet/berichten darüber in der Pfarrgemein-
deratssitzung und legt/legen dort Rechenschaft ab.

§ 9 
Vermögensverwaltung

1. Ein vom Pfarrgemeinderat delegiertes Mitglied vertritt den Pfarrgemein-
derat als Gast bei den Sitzungen der Kirchenverwaltung mit dem Recht 
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der Meinungsäußerung. Er/Sie bringt insbesondere die Pastoralanliegen 
in die Beratung der Kirchenverwaltung ein.

2. Der Pfarrgemeinderat nimmt die ihm in der Ordnung für kirchliche Stif-
tungen in der Diözese Passau in der jeweils geltenden Fassung übertra-
genen Mitwirkungsrechte im Sinne seiner pastoralen und apostolischen 
Verantwortung wahr.4

§ 10 
Sachausschüsse

1. Für Sachbereiche, die einer kontinuierlichen Beobachtung und ständigen 
Mitarbeit des Pfarrgemeinderates bedürfen, bildet der Pfarrgemeinderat 
Sachausschüsse oder Projektgruppen und beruft Beauftragte für diese 
Sachbereiche, z. B.
– Berufe der Kirche,
– Beruf- und Arbeitswelt,
– Ehe- Familie und Partnerschaft,
– Erwachsenenbildung,
– Jugendarbeit,
– Ländliche Entwicklung,
– Liturgie,
– Mission, Entwicklung und Frieden,
– Öffentlichkeitsarbeit,
– Ökumene,
– Soziale Dienste und Caritasaufgaben,
– Gemeinwohl, Ökologie und Bewahrung der Schöpfung,
– Senioren.

2. Die Mitglieder der Sachausschüsse müssen nicht Mitlieder des Pfarrge-
meinderates sein. Die Vorsitzenden der Sachausschüsse oder die Beauf-
tragten sollen dem Pfarrgemeinderat angehören.

4 Derzeit gültige Fassung von 1997, Amtsblatt, Folge 4, des Bischöflichen Ordinariates Passau
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3. Die Sachausschüsse und Projektgruppen bzw. Beauftragen haben die Auf-
gabe, in ihrem jeweiligen Sachbereich die Entwicklung zu beobachten, 
den Pfarrgemeinderat, Einrichtungen der Pfarrgemeinde und die in dem 
jeweiligen Sachbereich tätigen Verbände und Institutionen zu beraten 
sowie Maßnahmen, für die kein Träger vorhanden ist, selbständig im Ein-
vernehmen mit dem Pfarrgemeinderat durchzuführen. Erklärungen und 
Verlautbarungen an die Öffentlichkeit bedürfen der Zustimmung des 
Pfarrgemeinderatsvorstandes. Die Sitzungen der Sachausschüsse sind in 
der Regel nicht öffentlich.

§ 11 
Pfarrversammlung

1. Der Pfarrgemeinderat lädt mindestens einmal im Jahr die Pfarrgemeinde 
zu einer Pfarrversammlung ein. Darüber hinaus ist eine Pfarrversamm-
lung auch dann innerhalb von sechs Wochen einzuberufen, wenn min-
destens 30 Pfarrmitglieder dies gegenüber dem Vorstand des Pfarrge-
meinderates schriftlich verlangen. 

2. Aufgabe der Pfarrversammlung ist es,
a) den Tätigkeitsbericht des Pfarrgemeinderates entgegenzunehmen,
b) Fragen des kirchlichen und des öffentlichen Lebens zu erörtern sowie dem 

Pfarrgemeinderat Anregungen und Vorschläge für die Arbeit zu geben.
c) Soweit die Pfarrversammlung dem Pfarrgemeinderat mehrheitlich 

Anregungen und Beschlüsse vorträgt, sind diese bei der nächsten 
Pfarrgemeinderatssitzung zu behandeln. Über das Ergebnis ist die 
Pfarrgemeinde zu informieren.

§ 12 
Protokollführung und Veröffentlichung

1. Über die Beratungen des Pfarrgemeinderates ist ein Ergebnisprotokoll an-
zufertigen und der Sitzungsleitung rechtzeitig zur Einsicht vorzulegen. 
Das Protokoll ist vom Pfarrgemeinderat bei der nächsten Sitzung zu ge-
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nehmigen. Die Protokolle über die Sitzungen des Pfarrgemeinderates ge-
hören zu den amtlichen Akten und sind im Pfarrarchiv aufzubewahren.

2. Wesentliche Beschlüsse des Pfarrgemeinderates sind der Pfarrgemeinde 
in ortsüblicher Weise bekannt zu geben.

§ 13 
Kostendeckung

Die anfallenden Kosten des Pfarrgemeinderates und seiner Arbeit sind in 
der Regel von der Pfarrei zu tragen (z. B. für Veranstaltungen, Einladungen, 
Organisation, Literatur, Arbeitsmaterial, Informationen, Weiterbildungs-
veranstaltungen, soziale Dienste an speziellen Gruppen, Jugendarbeit).

Hierfür ist in den Haushaltsplan der Pfarrei ein entsprechender Haushalts-
ansatz aufzunehmen. Dieser wird vom Pfarrgemeinderat rechtzeitig bean-
tragt. Der Pfarrgemeinderat entscheidet über die Verwendung der geneh-
migten Mittel. Die Finanzierung von Vorhaben, die über diesen Rahmen 
hinausgehen, ist rechtzeitig bei der Kirchenverwaltung zu beantragen.

§ 14 
Neuwahlen

Der Termin für die jeweiligen Neuwahlen wird vom Bischof festgesetzt.

§ 15 
Schlussbestimmungen

1. Die Satzung der Pfarrgemeinderäte in der Diözese Passau ist in ortsübli-
cher Weise bekannt zu machen und jedem Pfarrmitglied auf dessen Ver-
langen hin zugänglich zu machen.

2. Der Pfarrgemeinderat kann für seinen Arbeitsbereich Geschäftsordnun-
gen erlassen.
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3. Änderungen der Satzung werden mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder des Diözesanrates beschlossen und durch den Bischof in Kraft ge-
setzt.

4. Diese Satzung wurde vom Diözesanrat am 03.03.1976 beschlossen. Sie 
wird in geänderter Form vom 21.03.1981, vom 10.03.1990, vom 13.10.2000 
und vom 21.03.2025 bis auf Weiteres in Kraft gesetzt.

Passau, den 5. August 2025

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau
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2. 
Satzung für Gesamtpfarrgemeinderäte 

im Bistum Passau

§ 1 
Gesamtpfarrgemeinderat

Anstelle von Pfarrgemeinderäten in einzelnen Pfarreien können auf der 
Ebene der Pfarrverbände Gesamtpfarrgemeinderäte gebildet werden.
Der Gesamtpfarrgemeinderat ist in sinngemäßer Anwendung des Dekrets 
über die Hirtenaufgabe der Bischöfe (Nr. 27) der vom Bischof eingesetzte 
Pastoralrat der Gemeinde und das vom Bischof anerkannte Organ im Sinne 
des Konzilsdekrets über das Apostolat der Laien (Nr. 26) sowie des Synoden-
beschlusses „Verantwortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der 
Kirche“ zur Koordinierung des Laienapostolats in den Pfarrgemeinden und 
zur Förderung der apostolischen Tätigkeit der Gemeinden.

§ 2  
Aufgaben des Gesamtpfarrgemeinderates

1. Der Gesamtpfarrgemeinderat dient dem Aufbau lebendiger Gemeinden 
und der Verwirklichung des umfassenden Heilsauftrags der Kirche. Sei-
ne Aufgabe ist es, in allen Bereichen des Pfarrverbandes beratend bzw. 
beschließend mitzuwirken, ebenso für die Einheit im Pfarrverband sowie 
mit dem Bischof und der Weltkirche Sorgen zu tragen.

 Die Frauen und Männer im Gesamtpfarrgemeinderat pflegen einen Um-
gang, der ihre Orientierung an Christus erkennen lässt. Ihr Tun ist getra-
gen von der Liebe gegenüber den Nächsten und einem bewussten Eintre-
ten für die Achtung, den Schutz und die Förderung der Menschen- und 
Minderheitenrechte.

 Durch Weiterbildung und religiöse Vertiefung stärken die Mitglieder des 
Gesamtpfarrgemeinderates die Kompetenz für ihre Aufgaben.



36

 Das pfarrliche Leben wird überwiegend vom Einsatz Ehrenamtlicher ge-
tragen. Der Gesamtpfarrgemeinderat soll Einzelpersonen und Gruppen 
ermutigen, ihre eigenen Fähigkeiten zu entdecken, sie zu entwickeln 
und selbständig kirchliches und gesellschaftliches Leben zu gestalten.

2. Seine Aufgaben bestehen vor allem darin,
a) das Bewusstsein für die Mitverantwortung im Pfarrverband zu bilden, 

die Charismen in der Gemeinde zu entdecken, Verantwortliche für die 
verschiedenen Dienste zu finden, für deren Befähigung Sorge zu tra-
gen und sie bei ihrer Tätigkeit zu unterstützen,

b) alle die Pfarrgemeinden und den Pfarrverband betreffenden Fragen 
zusammen mit dem Pfarrer und dem Pastoralteam zu beraten, ge-
meinsam mit ihnen Maßnahmen zu beschließen und für deren Durch-
führung Sorge zu tragen,

c) Anregungen und Vorschläge für die Gestaltung und Organisation der 
Gottesdienste und die lebendige Teilnahme der ganzen Gemeinde an 
den liturgischen Feiern einzubringen,

d) dafür Sorge zu tragen, dass der diakonische Dienst im caritativen und 
sozialen Bereich geleistet wird,

e) die Voraussetzungen für das Wachsen geistlicher Berufungen zu 
schaffen,

f) die pastorale Entwicklung vor Ort auf den Weg zu bringen, sich daran 
zu beteiligen und Ergebnisse der Projekte auf Diözesanebene auch für 
den Pfarrverband fruchtbar werden zu lassen,

g) gesellschaftliche und gesellschaftspolitische sowie kirchliche und kir-
chenpolitische Entwicklungen und Probleme zu beobachten, zu über-
denken und sachgerechte Vorschläge einzubringen sowie entspre-
chende Maßnahmen zu beschließen und durchzuführen,

h) die Bildungsarbeit auf die Erfordernisse des Pfarrverbandes abzustim-
men und in Kooperation mit Trägern der Jugend- und Erwachsenen-
bildung zu koordinieren und eventuell durchzuführen,

i) die Anliegen der Pfarrgemeinden mit dem zuständigen Seelsorger in 
der Öffentlichkeit zu vertreten,
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j) die Verantwortung der Pfarrgemeinden für Mission, Entwicklung und 
Frieden sowie die Bewahrung der Schöpfung zu wecken und zu för-
dern,

k) die ökumenische Zusammenarbeit zu suchen und auszubauen,
l) katholische Organisationen und Verbände, Einrichtungen und freie 

Initiativen unter Wahrung der Eigenständigkeit zu fördern und im Di-
alog mit ihnen und anderen Gruppen im Pfarrverband Aufgaben und 
Dienste aufeinander abzustimmen,

m) Kontakt zu denen, die dem Gemeindeleben fernstehen, zu suchen,
n) die Pfarrgemeinden regelmäßig und transparent über die Arbeit im 

Pfarrverband und über seine Probleme zu unterrichten,
o) gemeinsame Aufgaben und Aktionen durchzuführen und ggf. not-

wendige Einrichtungen zu schaffen, falls kein geeigneter Träger vor-
handen ist,

p) den Pfarrverband im Rat des Pastoralen Raumes und in bestehenden 
Pfarrverbänden zu vertreten.

§ 3 
Rechte

Der Gesamtpfarrgemeinderat wirkt bei allen Aufgaben, die die Pfarrge-
meinden betreffen, je nach Sachbereich beratend oder beschließend mit. 
Dabei kann er unbeschadet der Eigenständigkeit der Gruppen und Verbän-
de in den Pfarrgemeinden in eigener Verantwortung tätig werden und Ent-
scheidungen treffen. Im Bereich der Gemeindeleitung hat er insbesondere 
folgende Rechte:

1. Die Zustimmung des Gesamtpfarrgemeinderates ist notwendig vor Ent-
scheidungen über
a) Grundsätzliche Regelungen der gottesdienstlichen Feiern in den Pfarr-

gemeinden. Dies gilt unter anderem für Gottesdienste an Sonn- und 
Feiertagen, Erstkommunion, Fronleichnamsfest, Begräbnisfeiern;

b) die Gestaltung von Festen des Pfarrverbandes;



38

c) öffentliche Veranstaltungen des Pfarrverbandes;
d) die Herausgabe eines Pfarr- oder Gemeindebriefes;
e) die Erstellung eines Pastoralplans für den Pfarrverband;

2. Der Gesamtpfarrgemeinderat ist zu hören vor Entscheidungen über
a) die Gestaltung des liturgischen Lebens;
b) den Erlass von Hausordnungen für Pfarr- und Jugendheime;
c) die technische und künstlerische Ausstattung der Kirche;
d) Änderungen der Pfarrorganisation;
e) die Mitgliedschaft in einem Pfarrverband (Einbeziehung, Änderung);
f) Bei Eingaben nach a) – e) an das Bischöfliche Ordinariat ist die Stel-

lungnahme des Gesamtpfarrgemeinderates beizufügen.

3. Der Gesamtpfarrgemeinderat hat ein Vorschlagsrecht bei der Besetzung 
von Seelsorgestellen im Pfarrverband. Mit möglichen Kandidatinnen und 
Kandidaten ist von Seiten des Gesamtpfarrgemeinderates vorab Rück-
sprache zu halten.

4. Der Gesamtpfarrgemeinderat ist durch den Pfarrer bzw. den/die Gemein-
deleiter/in (gem. can. 517, § 2 CIC) zu informieren über
a) die Arbeit des Pastoralteams;
b) besondere pastorale Situationen in den Pfarrgemeinden;
c) künftig zu erwartende Entwicklungen;
d) Beschlüsse überpfarrlicher Gremien und Anordnungen des Bischöfli-

chen Ordinariats, die sich maßgeblich auf die Gestaltung des Pfarrle-
bens auswirken;

e) besondere Maßnahmen der Jugend- und Erwachsenenbildung;
f) besondere Maßnahmen der im Pfarrverband tätigen Organisationen;
g) die Neugründung von Gruppen kirchlicher Verbände und katholi-

scher Organisationen.
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§ 4 
Einführung eines Gesamtpfarrgemeinderates

Wenn in einem Pfarrverband anstelle einzelner Pfarrgemeinderäte der Ge-
samtpfarrgemeinderat eingeführt werden soll, bedarf dies eines Beschlus-
ses in den einzelnen Pfarrgemeinderäten.
Am Ende der Wahlperiode ist eine Entscheidung der Pfarreiausschüsse her-
beizuführen, ob in der neuen Wahlperiode wieder ein Gesamtpfarrgemein-
derat gebildet werden soll. 
Die Bildung eines Gesamtpfarrgemeinderates bedarf jeweils der Genehmi-
gung des Generalvikars und ist der Geschäftsstelle des Diözesanrats mitzu-
teilen.

§ 5  
Pfarreiausschüsse

1. Nach der Genehmigung durch den Generalvikar legen die amtierenden 
Pfarrgemeinderäte die Zahl der in den einzelnen Pfarreien zu wählenden 
Vertreter/innen fest; jede Pfarrei hat mindestens drei gewählte Vertreter/
innen. Bzgl. der Wählbarkeit und Wahlberechtigung gelten die Bestim-
mungen der Satzung für die Pfarrgemeinderäte § 4, Abs. 3 und 4.

2. Die in der Pfarrei gewählten Vertreter/innen bilden in der jeweiligen Pfar-
rei den Pfarreiausschuss. Sie wählen eine/einen Pfarreisprecher/in und 
können weitere Mitglieder in den Pfarreiausschuss berufen. Es gilt die 
Wahlordnung für den Pfarrgemeinderat entsprechend.

3. Der/die Kirchenpfleger/in wird zu den Sitzungen des jeweiligen Pfarrei-
ausschusses eingeladen. Ein/e Vertreter/in des Pfarreiausschusses wird zu 
den Sitzungen der jeweiligen Kirchenverwaltung delegiert.

4. Der Pfarreiausschuss lädt mindestens einmal im Jahr die Pfarrgemeinde 
zu einer Pfarrversammlung ein. Darüber hinaus ist eine Pfarrversamm-
lung auch dann innerhalb von sechs Wochen einzuberufen, wenn min-
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destens 30 Pfarrmitglieder dies gegenüber dem Pfarreiausschuss schrift-
lich verlangen.

§ 6 
Mitglieder

1. Dem Gesamtpfarrgemeinderat gehören an: 
a) Je drei gewählte Mitglieder der Pfarreiausschüsse, darunter die jewei-

ligen Pfarreisprecher/innen,
b) als amtliche Mitglieder der Pfarrer als der vom Bischof entsandte Seel-

sorger und Leiter der Gemeinde, ein weiteres hauptamtliches Mitglied 
des Pastoralteams des Pastoralen Raumes, sowie ein/e Vertreter/in der 
hauptberuflichen Angestellten des Pfarrverbands, den/die diese selbst 
wählen,

c) weitere von den Mitgliedern gemäß a) bis b) hinzugewählte Mitglie-
der, die durch besondere Fachkenntnisse oder ihre Tätigkeit die Ar-
beit des Gesamtpfarrgemeinderates fördern. Insbesondere sollen hier 
nicht-repräsentierte Gruppen berücksichtigt werden (z.B. Vertreter/
innen der Jugend, Verbände, Berufsgruppen, Fachleute, Personen aus 
nicht vertretenen Ortsteilen),

d) je ein Mitglied der Kirchenverwaltungen als Gast mit dem Recht der 
Meinungsäußerung,

e) je ein/e Vertreter/in der Jugend als Gast mit dem Recht der Meinungs-
äußerung, soweit diese nicht anderweitig gewählt wurden,

f) Mitglieder mit beratender Stimme (das können die Vorsitzenden der 
Sachausschüsse sein, soweit sie nicht bereits Mitglieder gemäß a) bis 
c) sind).

2. Der Gesamtpfarrgemeinderat besteht aus maximal 35 Mitgliedern.

3. Die Amtszeit des Gesamtpfarrgemeinderates beträgt 4 Jahre und dauert 
bis zur Konstituierung des neuen Gesamtpfarrgemeinderats. Während 
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dieser Zeit kann der Gesamtpfarrgemeinderat nur durch den Bischof auf-
gelöst werden. Bei Vakanz bzw. Neubesetzung des Pfarrverbands bleibt 
der Gesamtpfarrgemeinderat im Amt.

4. Der Gesamtpfarrgemeinderat kann beschließen, dass die Mitgliedschaft 
erlischt, wenn das betreffende Mitglied den Sitzungen mehrmals unent-
schuldigt fernbleibt und nach schriftlicher Anfrage kein Interesse an der 
weiteren Mitarbeit zeigt.

5. Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen kann ein Mitglied aus 
dem Gesamtpfarrgemeinderat ausgeschlossen werden. Schwerwiegende 
Gründe können im Einzelfall sein: Verstöße gegen die Präventions- und 
Interventionsordnung, die Verbreitung von Ideologien und/oder das Ein-
treten für Organisationen, die mit den Werten und Prinzipien des Chris-
tentums unvereinbar sind. [vgl. Erklärung „Völkischer Nationalismus und 
Christentum sind unvereinbar“ der Deutschen Bischofskonferenz vom 
22.02.2024].

 Der Antrag dazu kann von jedem Mitglied gestellt werden und hat schrift-
lich zu erfolgen. Er bedarf bei der Abstimmung einer 3/4-Mehrheit.

 Die endgültige Entscheidung erfolgt durch den Bischof, nachdem die zu-
ständige Schiedsstelle die Sach- und Rechtslage mit dem auszuschließen-
den Mitglied und Vertretern/Vertreterinnen des Pfarrgemeinderates erör-
tert hat. Während der Zeit des Einspruchsverfahrens bis zur endgültigen 
Entscheidung ruht die Mitgliedschaft.

6. Der Kirchenaustritt eines Mitglieds während der Amtszeit bewirkt den 
sofortigen Verlust der Mitgliedschaft im Gesamtpfarrgemeinderat.

7. Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, so rückt bei Mitgliedern 
gemäß Absatz 1 a) ein gewähltes Mitglied des entsprechenden Pfarreiaus-
schusses in den Gesamtpfarrgemeinderat nach. Bei Mitgliedern gemäß 
Absatz 1 c kann der Gesamtpfarrgemeinderat für die restliche Amtszeit 
ein Mitglied hinzuwählen.
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§ 7 
Vorstand

1. Der Gesamtpfarrgemeinderat wählt einen Vorstand. Dem Vorstand gehö-
ren an:
a) ein oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende,
b) je ein Mitglied aus den Pfarreiausschüssen,
c) der/die Schriftführer/in,

 Der Gesamtpfarrgemeinderat hat in der konstituierenden Sitzung vor der 
Wahl zu entscheiden, ob nach a) ein oder zwei Personen zu wählen sind.

2. Der Pfarrer wird zu den Vorstandssitzungen eingeladen.

3. Der Vorstand hat folgende Aufgaben:
 Er bereitet die Sitzungen des Gesamtpfarrgemeinderates vor. Er entschei-

det in Fragen, die nicht dem Gesamtpfarrgemeinderat vorbehalten sind 
oder die kurzfristig zwischen den Sitzungen des Gesamtpfarrgemeinde-
rates zu regeln sind, und in allen Fragen, die ihm diese Satzung oder der 
Gesamtpfarrgemeinderat überträgt.

4. Der/die Vorsitzende/n beruft bzw. berufen die Sitzungen des Gesamtpfarr-
gemeinderates im Einvernehmen mit dem Vorstand unter Angabe der 
Tagesordnung ein. Die Einladung erfolgt in Textform (schriftlich oder per 
E-Mail), mindestens 1 Woche vorher; in dringenden Fällen braucht die 
Einladungsfrist nicht eingehalten zu werden.

 Der/die Vorsitzende/n vertritt bzw. vertreten einzeln den Gesamtpfarrge-
meinderat nach außen. Er/Sie sorgt bzw. sorgen für den Vollzug der Be-
schlüsse des Gesamtpfarrgemeinderates, berichtet/berichten darüber in 
der Sitzung des Gesamtpfarrgemeinderates und legt/legen dort Rechen-
schaft ab.
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§ 8 
Sachausschüsse

1. Für Sachbereiche, die einer kontinuierlichen Beobachtung und ständi-
gen Mitarbeit des Gesamtpfarrgemeinderates bedürfen, werden Sachaus-
schüsse oder Projektgruppen gebildet und Beauftragte  für die Sachberei-
che berufen, z. B.
– Berufe der Kirche,
– Berufs- und Arbeitswelt,
– Ehe, Familie und Partnerschaft,
– Erwachsenenbildung,
– Jugendarbeit,
– Ländliche Entwicklung,
– Liturgie,
– Mission, Entwicklung und Frieden,
– Öffentlichkeitsarbeit,
– Ökumene,
– Soziale Dienste und Caritasaufgaben,
– Gemeinwohl, Ökologie und Bewahrung der Schöpfung,
– Senioren.

2. Die Mitglieder der Sachausschüsse müssen nicht Mitglieder des Gesamt-
pfarrgemeinderates sein. Die Vorsitzenden der Sachausschüsse oder die 
Beauftragten sollen dem Gesamtpfarrgemeinderat angehören.

3. Die Sachausschüsse und Projektgruppen bzw. Beauftragten haben die 
Aufgabe, in ihrem jeweiligen Sachbereich die Entwicklung zu beobach-
ten, den Gesamtpfarrgemeinderat, Einrichtungen des Pfarrverbands und 
die in dem jeweiligen Sachbereich tätigen Verbände und Institutionen zu 
beraten sowie Maßnahmen, für die kein Träger vorhanden ist, selbstän-
dig im Einvernehmen mit dem Gesamtpfarrgemeinderat durchzuführen. 
Erklärungen und Verlautbarungen an die Öffentlichkeit bedürfen der Zu-
stimmung des Gesamtpfarrgemeinderatsvorstandes.
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§ 9  
Pfarrverbandsversammlung

Eine Pfarrverbandsversammlung ist dann innerhalb von sechs Wochen 
einzuberufen, wenn mindestens 20 Wahlberechtigte aus den zugehörigen 
Pfarreien im Bereich des Gesamtpfarrgemeinderates dies gegenüber dem 
Vorstand des Gesamtpfarrgemeinderates schriftlich verlangen.

§ 10 
Protokollführung und Veröffentlichung

1. Über die Beratungen des Gesamtpfarrgemeinderates ist ein Ergebnispro-
tokoll anzufertigen und der Sitzungsleitung rechtzeitig zur Einsicht vor-
zulegen. Das Protokoll ist vom Gesamtpfarrgemeinderat bei der nächsten 
Sitzung zu genehmigen.

 Die Protokolle über die Sitzungen des Gesamtpfarrgemeinderates gehö-
ren zu den amtlichen Akten und sind in den jeweiligen Pfarrarchiven auf-
zubewahren.

2. Wesentliche Beschlüsse des Gesamtpfarrgemeinderates sind in den zuge-
hörigen Pfarreien im Bereich des Gesamtpfarrgemeinderates in ortsübli-
cher Weise bekannt zu geben.

§ 11  
Kostendeckung

Die anfallenden Kosten des Gesamtpfarrgemeinderates und seiner Arbeit 
sind in der Regel durch die Pfarreien im Bereich des Gesamtpfarrgemein-
derates zu tragen (z. B. für Veranstaltungen, Einladungen, Organisation, 
Literatur, Arbeitsmaterial, Information, Weiterbildungsveranstaltungen, 
soziale Dienste, Dienste für spezielle Gruppen, Jugendarbeit).
Der Gesamtpfarrgemeinderat entscheidet über die Verwendung der geneh-
migten Mittel. Die Finanzierung von Vorhaben, die über diesen Rahmen 
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hinausgehen, ist rechtzeitig bei den zuständigen Kirchenverwaltungen zu 
beantragen.

§ 12  
Neuwahlen

Der Termin für die jeweiligen Neuwahlen wird vom Bischof festgesetzt. Der 
Termin für die Neuwahlen richtet sich nach dem Termin der Pfarrgemein-
deratswahl.

§ 13 
Schlussbestimmungen

1. Die Satzung für Gesamtpfarrgemeinderäte in der Diözese Passau ist in 
ortsüblicher Weise bekannt zu machen und jedem Pfarrmitglied auf des-
sen Verlangen hin zugänglich zu machen.

2. Der Gesamtpfarrgemeinderat kann für seinen Arbeitsbereich Geschäfts-
ordnungen erlassen.

3. Änderungen der Satzung werden mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder des Diözesanrates beschlossen und durch den Bischof in Kraft ge-
setzt.

4. Diese Satzung wurde vom Diözesanrat am 21.03.2025 beschlossen. Sie 
wird bis auf Weiteres in Kraft gesetzt.

Passau, den 5. August 2025

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau
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3. 
Wahlordnung für Pfarrgemeinderäte 

im Bistum Passau

§ 1  
Zahl der direkt gewählten Mitglieder 

des Pfarrgemeinderates

Die Zahl der direkt gewählten Mitglieder des Pfarrgemeinderates beträgt 
in den Pfarreien
bis zu 1.000 Katholiken/innen: 5 – 6
bis zu 3.000 Katholiken/innen: 7 – 9
bis zu 6.000 Katholiken/innen: 10 – 12
ab 6.000 Katholiken/innen: 13 – 15

§ 2  
Wahlvorbereitung

1. Der bisherige Pfarrgemeinderat hat die Wahl vorzubereiten und für ihre 
Durchführung zu sorgen. Hierzu gehören
a) die Festlegung der Anzahl der zu wählenden Pfarrgemeinderatsmit-

glieder nach §1 dieser Wahlordnung bzw. §4, 1 a) der Satzung für Pfarr-
gemeinderäte,

b) die Berufung des Wahlausschusses,
c) die Berufung des Wahlvorstandes.

2. Dem Wahlausschuss obliegt die Aufstellung der Kandidatenliste, die Prü-
fung und Feststellung des Wahlergebnisses.

3. Dem Wahlvorstand obliegt die ordnungsgemäße Durchführung der 
Wahl.
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§ 3  
Zusammensetzung des Wahlausschusses

1. Zur Vorbereitung der Wahl beruft der bestehende Pfarrgemeinderat min-
destens 6 Wochen vor dem Wahltermin einen Wahlausschuss.

2. Dem Wahlausschuss gehören an:
a) der Pfarrer bzw. der/die Gemeindeleiter/in (gem. can. 517, § 2 CIC). Ver-

tretung durch andere hauptamtliche Mitarbeiter/innen in der Seelsor-
ge ist möglich.

b) 4 bis 7 weitere Mitglieder die vom Pfarrgemeinderat zu wählen sind.

3. Der Wahlausschuss wählt sich eine/n Vorsitzende/n, der/die für Einla-
dung, Sitzungsleitung und Durchführung der erforderlichen Maßnah-
men verantwortlich ist.

4. Bei der Erstwahl beruft der Pfarrer 4 bis 7 wahlberechtigte Gemeindemit-
glieder in den Wahlausschuss.

§ 4 
Wahlvorschlag des Wahlausschusses

1. Der Wahlausschuss hat die Aufgabe, Kandidaten/innen für die Wahl in 
den Pfarrgemeinderat aufzustellen (Kandidatenliste). Dazu ruft er die 
Pfarrgemeinde auf, ihm geeignete Kandidaten/innen vorzuschlagen. Mit-
glieder des Wahlausschusses, welche bei der Wahl kandidieren, scheiden 
aus dem Wahlausschuss aus. Der Pfarrgemeinderat kann ggf. Mitglieder 
nachberufen.

2. Die Kandidatenliste muss in der Regel die eineinhalbfache Zahl an Kandi-
daten/innen enthalten, die gemäß der Wahlordnung zu wählen sind.

3. Im Wahlvorschlag sind die Namen der Kandidaten/innen in alphabetischer 
Reihenfolge mit Angabe von Beruf, Alter und Anschrift aufzuführen.
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4. Die Gemeindemitglieder, deren Namen auf die Kandidatenliste gesetzt 
werden, haben vorher schriftlich ihr Einverständnis zur Aufnahme in den 
Wahlvorschlag zu erklären.

5. Der Wahlausschuss macht mindestens 4 Wochen vor dem Wahltermin 
seinen Wahlvorschlag der Pfarrgemeinde in geeigneter Weise (zum Bei-
spiel durch Aushang oder im Pfarrbrief) bekannt.

§ 5 
Weitere Kandidatenvorschläge

1. Die Pfarrgemeinde ist darauf hinzuweisen, dass innerhalb von zwei Wo-
chen weitere Kandidatenvorschläge beim Wahlausschuss eingereicht 
werden können. Der Wahlvorschlag des Wahlausschusses wird um diese 
ergänzt.

2. Ein weiterer Kandidatenvorschlag darf nicht mehr Namen enthalten als 
Mitglieder zum Pfarrgemeinderat zu wählen sind. Für einen solchen Vor-
schlag sind 10 Unterschriften von Wahlberechtigten erforderlich.

3. Die schriftliche Zustimmung der in weiteren Kandidatenvorschlägen ge-
nannten Kandidaten ist beizufügen.

4. Der Wahlausschuss hat nach Ablauf der Frist für die weiteren Kandida-
tenvorschläge innerhalb einer Woche die endgültige Kandidatenliste in 
alphabetischer Reihenfolge bekannt zu geben (§ 4, 3 ist sinngemäß anzu-
wenden).

§ 6 
Persönlichkeitswahl

1. Der Pfarrgemeinderat kann beschließen, in Pfarrgemeinden mit bis zu 
800 Katholiken oder falls sich nicht die erforderliche Anzahl an Kandi-
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daten findet, die Wahl als Persönlichkeitswahl durchzuführen. Dabei 
kann jeder/jede Wahlberechtigte unabhängig von einer Kandidatenliste 
höchstens so viele Namen wählbarer Personen auf dem Stimmzettel ein-
tragen, als Mitglieder für den Pfarrgemeinderat zu wählen sind. 

 Die bei der Persönlichkeitswahl eingetragenen Personen sind vom Wahl-
vorstand anhand des Wählerverzeichnisses auf ihre Wählbarkeit hin zu 
überprüfen.

2. Der Stimmzettel enthält neben dem Namen der Pfarrei und dem Wahl-
termin die Anzahl der in den Pfarrgemeinderat zu wählenden Mitglieder, 
ferner einen Hinweis auf § 6, Absatz 1, Satz 2 der Wahlordnung.

3. Der Stimmzettel enthält auch einen Hinweis über die Wählbarkeit von 
Personen nach § 4,3 der Satzung sowie darauf, dass die Angaben zu den 
Personen deren Identifizierung einwandfrei ermöglichen müssen.

4. Wurde die Wahl zuerst als Listenwahl eingeleitet nach § 4, so enthält der 
Stimmzettel zunächst die Namen der Personen, die sich zur Kandidatur 
bereit erklärt hatten. Der Stimmzettel enthält den Hinweis, dass die Na-
men der Kandidaten/Kandidatinnen, die der Wähler/die Wählerin nicht 
wählen will, zu streichen sind. Er trägt auch den Hinweis, dass die nicht 
gestrichenen Kandidaten/Kandidatinnen auf die Zahl der zu wählenden 
Mitglieder des Pfarrgemeinderates (§ 6 (1) Satz 2 der WO) angerechnet 
werden.

5. Der Wahlausschuss fragt die Gewählten gem. § 12 (1) der WO in der Rei-
henfolge der erreichten Stimmen an und gibt ihnen drei Tage Zeit, sich 
für die Annahme der Wahl zu entscheiden. Falls keine Äußerung erfolgt, 
gilt die Annahme der Wahl als abgelehnt. Der Wahlausschuss erstellt 
über die Entscheidungen ein Protokoll, das vom Wahlausschussvorsit-
zenden und einem weiteren Mitglied des Wahlausschusses unterzeichnet 
werden muss.
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§ 7  
Wahltermin

1. Der Wahltermin wird vom Bischof einheitlich für alle Pfarrgemeinden 
festgesetzt.

2. Der Wahlausschuss setzt Ort und Zeitdauer der örtlichen Wahlbehand-
lung fest. In den Pfarrgemeinden mit mehreren Filialen oder Ortsteilen 
kann nach Einzelorten oder Ortsteilen abgestimmt werden.

§ 8 
Wahlvorstand

Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlhandlung hat der Pfarrge-
meinderat bzw. bei Erstwahl der Wahlausschuss einen Wahlvorstand mit 
der örtlich erforderlichen Mitgliederzahl zu bestellen.
Der Wahlvorstand hat für den ungestörten Ablauf der Wahl zu sorgen, die 
Namen der Wähler/innen, die ihre Stimme abgeben, zu registrieren, danach 
die Stimmzettel entgegenzunehmen und die vorläufige Zählung der abge-
gebenen Stimmen vorzunehmen. Über die Wahlhandlung hat der Wahlvor-
stand eine Niederschrift aufzunehmen, die von den Mitgliedern des Wahl-
vorstandes zu unterzeichnen ist.

§ 9 
Die Wahl

1. Die Wähler/innen haben sich in Zweifelsfällen zur Kontrolle ihrer Wahl-
berechtigung durch Personalpapiere auszuweisen. Es wird empfohlen, 
eine Wählerliste zu führen.

2. Die Wähler/innen dürfen auf dem Stimmzettel höchstens so viel Namen 
ankreuzen, wie Mitglieder zu wählen sind.
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§ 10 
Briefwahl

1. Die Möglichkeit der Briefwahl ist gegeben. Die Entscheidung trifft der 
bisherige Pfarrgemeinderat. In diesem Fall gelten die folgenden Bestim-
mungen:

2. Wähler/innen, die verhindert sind, persönlich zur Wahl zu kommen, er-
halten auf Antrag einen Briefwahlschein.

3. Dieser Antrag kann nach Bekanntgabe der endgültigen Kandidatenliste 
bis zum Mittwoch vor der Wahl schriftlich oder mündlich beim Wahlvor-
stand (Pfarramt) gestellt werden. Nach Prüfung der Wahlberechtigung 
werden dem/der Antragssteller/in folgende Unterlagen zugesandt oder 
ausgehändigt:
a) Briefwahlschein,
b) amtlicher Stimmzettel,
c) Wahlumschlag,
d) Wahlbriefumschlag.

4. Die Ausstellung eines Briefwahlscheines ist in der Wählerliste zu vermer-
ken.

5. Der/Die Briefwähler/in füllt persönlich den Stimmzettel aus, übermittelt 
den Wahlbrief durch die Post oder auf andere Weise dem/der Vorsitzen-
den des Wahlvorstandes über das zuständige Pfarramt oder lässt den 
Wahlbrief spätestens am Wahltag bis zum Ende der Abstimmungszeit im 
Wahlraum abgeben. Danach eingehende Wahlbriefe sind ungültig.

6. Wahlberechtigte, die durch körperliche Gebrechen gehindert sind, ihre 
Stimme allein abzugeben, können sich der Hilfe einer Vertrauensperson 
bedienen. In diesem Fall darf die Vertrauensperson den Stimmzettel nur 
nach dem erklärten Willen des/der Wahlberechtigten ausfüllen.
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7. Das Pfarramt sammelt die eingehenden Wahlbriefe und hält sich bis zum 
Wahltag ungeöffnet unter Verschluss.

8. Am Wahltag werden die beim Pfarramt eingegangenen Briefe in den 
Wahlraum gebracht. Der/Die Vorsitzende des Wahlvorstandes öffnet die 
Wahlbriefe. Nach Registrierung des/der betreffenden Briefwählers/in 
wird der/die Vorsitzende den Stimmzettel unbesehen in die Wahlurne.

§ 11  
Allgemeine Briefwahl

1. Auf Beschluss des Pfarrgemeinderates kann die Wahl auch als allgemeine 
Briefwahl durchgeführt werden.

2. Bei allgemeiner Briefwahl werden allen aktiv Wahlberechtigten Wahlun-
terlagen nach § 10 Absatz 3 zugesandt und ausgehändigt.

3. Der Wahlausschuss legt fest, bis zu welchem Zeitpunkt am Wahltag 
Wahlbriefe beim Pfarramt oder einer anderen vom Wahlausschuss fest-
gelegten Stelle abgegeben werden können. § 7 Absatz 2, Satz 2 gilt ent-
sprechend.

4. § 10 Absätze 5, 7 und 8 findet entsprechende Anwendung.

§ 12  
Feststellung und Bekanntgabe des Wahlergebnisses

1. Gewählt sind diejenigen Kandidat/innen, welche die meisten Stimmen 
erhalten haben, und zwar in der Reihenfolge der für sie abgegebenen 
Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

2. Ein abgegebener Stimmzettel ist ungültig, wenn auf ihm mehr Namen 
angekreuzt sind als Kandidat/innen zu wählen waren.



53

3. Über Stimmzettel mit zweifelhafter Kennzeichnung ist durch den Wahl-
vorstand zu entscheiden.

4. Das Ergebnis der vorläufigen Stimmzählung ist in die Niederschrift des 
Wahlvorstandes aufzunehmen. Diese Niederschrift ist dem Wahlaus-
schuss zuzuleiten.

5. Der Wahlausschuss hat das Wahlergebnis zu prüfen und endgültig fest-
zustellen.

6. Das Wahlergebnis ist an dem auf den Wahltag folgenden Sonntag im 
Gottesdienst und in ortsüblicher Weise (Pfarrbrief, Presse u. ä.) bekannt 
zu geben.

7. Binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Ergebnisses kann die Gültig-
keit der Wahl beim Wahlausschuss schriftlich angefochten werden. Der 
Wahlausschuss hat etwaige Einsprüche mit seiner Stellungnahme unver-
züglich dem Vorsitzenden des Diözesanrates vorzulegen. Die Entschei-
dung über den Einspruch obliegt dem Geschäftsführenden Vorstand. Ge-
gen seine Entscheidung kann die Schlichtungsstelle angerufen werden.

§ 13 
Einführung in das Amt

1. Die gewählten und amtlichen Mitglieder des Pfarrgemeinderates treten 
innerhalb einer Woche nach Ablauf der Einspruchsfrist auf Einladung 
des/der bisherigen Pfarrgemeinderatsvorsitzenden zusammen und wäh-
len unter dessen/deren Vorsitz die weiteren Mitglieder gemäß § 4,1 c der 
Satzung hinzu.

2. Der gesamte Pfarrgemeinderat wird vom Pfarrer binnen 4 Wochen nach 
der Wahl in das Amt mit seinen Rechten und Pflichten eingeführt. Zu 
dieser Sitzung lädt der/die bisherige Pfarrgemeinderatsvorsitzende im 
Benehmen mit dem Pfarrer ein.
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3. Der Pfarrgemeinderat hat bei dieser konstituierenden Sitzung den Vor-
stand zu wählen. Jedes neue Mitglied erhält eine Satzung des Pfarrge-
meinderates.

§ 14 
Bekanntgabe

Die Namen aller Mitglieder des Pfarrgemeinderates sowie des Vorstandes 
sind unmittelbar nach der ersten Sitzung der Pfarrgemeinde im sonntäg-
lichen Gottesdienst und in ortsüblicher Weise (Pfarrbrief, Presse etc.) be-
kannt zu geben. Der Diözesanrat (Geschäftsstelle) ist über den Verlauf der 
Wahl und die Zusammensetzung des Pfarrgemeinderates zu unterrichten.

Passau, den 5.August 2025

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau
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4. 
Mustergeschäftsordnung 

für (Gesamt-)Pfarrgemeinderäte im Bistum Passau

Der Pfarrgemeinderat kann sich nach § 15 Ab. 2 der Satzung für Pfarrgemein-
deräte im Bistum Passau in der konstituierenden Sitzung eine Geschäftsord-
nung geben. Die Geschäftsordnung ist so zu gestalten, dass sie nicht der 
Satzung widerspricht.

§ 1 
Einberufung

1. Der/die Vorsitzende/n beruft bzw. berufen die Sitzungen des (Gesamt-) 
Pfarrgemeinderates im Einvernehmen mit dem Vorstand unter Angabe 
der Tagesordnung ein. Die Einladung erfolgt in Textform (schriftlich oder 
per E-Mail), mindestens 1 Woche vorher; in dringenden Fällen braucht die 
Einladungsfrist nicht eingehalten zu werden.

2. Der Pfarrgemeinderat tritt wenigstens vierteljährlich zusammen. Au-
ßerdem ist dann innerhalb von vier Wochen eine Sitzung einzuberufen, 
wenn ein Mitglied des Vorstandes oder ein Drittel der Mitglieder des 
Pfarrgemeinderates es verlangt.

3. Die Sitzungen des Pfarrgemeinderates sind öffentlich, soweit nicht Per-
sonalangelegenheiten beraten werden oder der Pfarrgemeinderat die 
Beratung in nichtöffentlicher Sitzung beschließt. Die Pfarrgemeinde ist 
rechtzeitig über Termin und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen zu 
informieren.

§ 2 
Beschlussfähigkeit

Der Pfarrgemeinderat ist beschlussfähig, wenn zu der Sitzung ordnungsge-
mäß eingeladen ist (siehe § 8, Absatz 2 der Satzung für die Pfarrgemeinde-
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räte) und mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Ist dies nicht der 
Fall, so ist der Pfarrgemeinderat bei der nächsten Sitzung zur gleichen Ta-
gesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig.

§ 3 
Abstimmung

1. Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Handzeichen. Geheim ist ab-
zustimmen, wenn mindestens ein Mitglied dies verlangt.

2. Der Pfarrgemeinderat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen (d.h. die Anzahl der Ja-Stimmen muss die 
Anzahl der Nein-Stimmen übersteigen). Ausgenommen von dieser Rege-
lung sind Anträge auf Änderungen der Geschäftsordnung sowie Wahlen 
(Enthaltungen gelten als gültig abgegebene Stimmen).

§ 4 
Wahlen

Die Mitglieder des Vorstandes des Pfarrgemeinderates und die hinzuzuwäh-
lenden Mitglieder werden in geheimer Wahl gewählt. Im Übrigen können 
Wahlen per Akklamation erfolgen, soweit nicht ein stimmberechtigtes Mit-
glied des Pfarrgemeinderates geheime Wahlen verlangt. Es entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Stimmenthaltungen werden 
als nicht gültige Stimmen behandelt.

§ 5 
Protokoll

1. Das Protokoll, das gem. § 12 der Satzung für Pfarrgemeinderäte von je-
der Sitzung innerhalb von vier Wochen anzufertigen und von dem / der 
jeweiligen Vorsitzenden und dem / der jeweiligen Protokollführer / Pro-
tokollführerin zu unterschreiben ist, ist den Mitgliedern des Pfarrgemein-
derates dann unverzüglich zuzuleiten.
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2. Zu Beginn der neuen Pfarrgemeinderatssitzung sind Einsprüche gegen 
das Protokoll zu behandeln und gegebenenfalls zur Abstimmung zu brin-
gen. Änderungen und Ergänzungen auf Grund solcher Einsprüche sind in 
das Protokoll aufzunehmen.

3. Das genehmigte Protokoll ist der Pfarrgemeinde umgehend bekannt zu 
geben, in der Regel durch Aushang.

§ 6 
Compliance-Regelung

Ein Mitglied des Pfarrgemeinderates darf an der Beratung und Abstim-
mung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm selbst, seinem Ehegatten, 
seinem Lebenspartner, einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertrete-
nen natürlichen oder juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen kann. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öf-
fentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat.

§ 7 
Verschwiegenheitspflicht

Tagt der Pfarrgemeinderat in nicht öffentlicher Sitzung, gilt Verschwiegen-
heitspflicht. Darüber hinaus kann die Verschwiegenheitspflicht in begrün-
deten Ausnahmefällen beschlossen werden.
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II. 
Pastorale Räume

1. 
Satzung für die Räte der Pastoralen Räume im Bistum Passau

§ 1 
Rat des Pastoralen Raums (RPR)

1. Der Rat des Pastoralen Raums ist der Zusammenschluss von Pfarrgemein-
deräten, Seelsorgenden und der katholischen Verbände, Vereine und Ge-
meinschaften sowie von weiteren Persönlichkeiten aus Kirche und Ge-
sellschaft auf der Ebene des Pastoralen Raums.

2. Er ist das vom Bischof anerkannte Organ im Sinne des Konzilsdekrets über 
das Apostolat der Laien (Nr. 26) sowie des Synodenbeschlusses „Verant-
wortung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kirche“.

§ 2 
Aufgaben

1. Der Rat des Pastoralen Raums (RPR) hat insbesondere die Aufgaben,
a) die Entwicklung im gesellschaftlichen, kommunalen und kirchlichen 

Leben zu beobachten und die Anliegen der Katholiken/innen des 
Pastoralen Raums in Kirche und Öffentlichkeit zu vertreten,

b) Anregungen für das Wirken der Katholiken/innen des Pastoralen 
Raums in der Gesellschaft zu geben und die in ihm zusammenge-
schlossenen Kräfte aufeinander abzustimmen und zu fördern,

c) zu Fragen des öffentlichen und kirchlichen Lebens Stellung zu neh-
men,

d) gemeinsame Initiativen und Veranstaltungen der Katholiken/innen 
des Pastoralen Raums vorzubereiten und durchzuführen,



59

e) Maßnahmen zur Fort- und Weiterbildung für die bestimmten Sachauf-
gaben der Pfarrgemeinderäte und Verbände anzubieten und durchzu-
führen,

f) bei der Festlegung der Schwerpunkte und Richtlinien der pastoralen 
Planung mit den dafür Verantwortlichen zusammenzuarbeiten, insbe-
sondere die Transformation hin zur synodalen Kirche mitzugestalten 
und zu unterstützen,

g) die Seelsorgenden in Fragen des religiösen und gesellschaftlichen Le-
bens und der Sorge für die Menschen zu beraten (z.B. Notfallseelsorge),

h) den Leiter des Pastoralen Raums in seinem Leitungsamt zu beraten 
und zu unterstützen,

i) den Pastoralen Raum im Diözesanrat zu vertreten.

2. Die Mitglieder des Rats des Pastoralen Raums fassen ihre Beschlüsse in 
eigener Verantwortung und sind dabei von Beschlüssen anderer Gremien 
unabhängig.

§ 3 
Rechte

Der Rat des Pastoralen Raums (RPR) ist zu hören

1. vor der Veränderung von Dekanatsgrenzen und Grenzen des pastoralen 
Raumes,

2. bei der Errichtung oder Änderung von Pfarrverbänden,

3. bei der Personalplanung der im pastoralen Raum tätigen Hauptamtlichen,

4. bei der Aus- und Fortbildung von Wortgottesdienstleiter/innen,

5. in Fragen der Entwicklung des Pastoralen Raums und der Transformation 
hin zur synodalen Kirche.
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§ 4 
Mitglieder

1. Mitglieder des Rats des Pastoralen Raums (RPR) sind
a) je ein delegiertes und informiertes Mitglied der Pfarrgemeinderäte 

(bei Bestehen eines Gesamtpfarrgemeinderates je ein Mitglied der je-
weiligen Pfarrausschüsse) auf dem Gebiet des Pastoralen Raums,

b) je ein/e Vertreter/in der überpfarrlichen katholischen Verbände, Ver-
eine und Gemeinschaften sowie der kirchlichen Einrichtungen im 
Pastoralen Raum, 

c) der Leiter des Pastoralen Raums, die mit der Leitung einer Pfarrei be-
auftragten Seelsorger im Pastoralen Raum und je ein/e vom zustän-
digen Pfarrer beauftragter Seelsorgerin oder Seelsorger von den Pfar-
reien, die keinen ortsansässigen Pfarrer oder Gemeindeleiter/in (gem. 
can. 517 § 2 CIC) haben,

d) ggf. der/die Schulbeauftragte, 
e) ein/e Vertreter/in der auf Ebene des Pastoralen Raums hauptamtlich 

tätigen Laien, (Pastoralreferent/innen, Pastoralassistenten/innen, Ge-
meindereferenten/innen, Gemeindeassistenten/innen, Pfarrassisten-
ten/innen), der/die von dem betroffenen Personenkreis für die Dauer 
einer Amtsperiode gegenüber dem/der Vorsitzenden des RPR benannt 
wird,

f) der/die Verwaltungsleiter/in,
g) bis zu 8 weitere von den Mitgliedern gemäß a bis e für die Dauer von 

4 Jahren zu wählende Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben, 
deren Zahl 1/4 der Gesamtmitgliederzahl des RPR nicht übersteigen 
darf.

 Die Mitglieder nach 1 a bis f können sich im Verhinderungsfall vertreten 
lassen.

2. Wählbar ist jede/r getaufte Katholik/in, der/die in der Ausübung seiner/
ihrer allgemeinen kirchlichen Gliedschaftsrechte nicht durch förmliche 
kirchenbehördliche Entscheidung behindert ist, zum Termin der konsti-
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tuierenden Sitzung das 14. Lebensjahr vollendet und im Pastoralen Raum 
seinen/ihren Wohnsitz hat. Dies gilt auch für die nach 1 g hinzugewähl-
ten Mitglieder.

3. Für die Wahl der Mitglieder gemäß 1 g können die Mitglieder des RPR bis 
1 Woche vor der Vollversammlung, in der die Wahl erfolgen soll, Kandi-
daten/innen vorschlagen. Die Zuwahl kann auch auf Beschluss der bishe-
rigen Vollversammlung durch Briefwahl erfolgen. Dann ist die Ordnung 
für die Zuwahl beim Diözesanrat sinngemäß anzuwenden.

4. Die Amtszeit beträgt 4 Jahre. Sie endet mit der Neukonstituierung des 
RPR.

5. Der RPR kann beschließen, dass die Mitgliedschaft erlischt, wenn das be-
treffende Mitglied den Sitzungen mehrmals unentschuldigt fernbleibt 
und nach schriftlicher Anfrage kein Interesse an der weiteren Mitarbeit 
zeigt.

6. Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen kann ein Mitglied aus dem 
RPR ausgeschlossen werden. Schwerwiegende Gründe können im Ein-
zelfall sein: Kirchenaustritt, Verstöße gegen die Präventions- und Inter-
ventionsordnung, die Verbreitung von Ideologien und/oder das Eintreten 
für Organisationen, die mit den Werten und Prinzipien des Christentums 
unvereinbar sind (vgl. Erklärung „Völkischer Nationalismus und Christen-
tum sind unvereinbar“ der Deutschen Bischofskonferenz vom 22.02.2024). 

 Der Antrag dazu kann von jedem Mitglied gestellt werden und hat schrift-
lich zu erfolgen. Er bedarf bei der Abstimmung einer 3/4-Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder.

 Während der Zeit des möglichen Einspruchsverfahrens bis zur endgülti-
gen Entscheidung ruht die Mitgliedschaft. 

 Die endgültige Entscheidung erfolgt durch den Bischof, nachdem die zu-
ständige Schiedsstelle die Sach- und Rechtslage mit dem auszuschließen-
den Mitglied und Vertretern/Vertreterinnen des RPR erörtert hat.
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§ 5 
Organe

Organe des RPR sind
1. die Vollversammlung,
2. der Vorstand,
3. der/die Vorsitzende/n.

§ 6  
Vollversammlung

1. Die Vollversammlung besteht aus den Mitgliedern des RPR. Der RPR kann 
Gäste mit Rederecht jederzeit zu den Sitzungen einladen.

2. Die Vollversammlung tritt in der Regel zweimal, mindestens aber einmal 
im Jahr und außerdem dann zusammen, wenn der Vorstand oder 1/4 der 
Mitglieder des RPR dies verlangt.

3. Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der 
Mitglieder des RPR anwesend ist. Die Vollversammlung fasst ihre Be-
schlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen (Enthal-
tungen gelten damit als gültig abgegebene Stimmen).

4. Erklärt der Leiter des Pastoralen Raums förmlich aufgrund der durch sein 
Amt gegebenen pastoralen Verantwortung und unter Angabe der Grün-
de, dass er gegen einen Antrag stimmen muss, so ist in dieser Sitzung 
eine Beschlussfassung nicht möglich. Die anstehende Frage ist im RPR 
mit geeigneter externer Moderation, die durch die Geschäftsstelle des Di-
özesanrats vermittelt werden kann, zeitnah zu behandeln. Kommt auch 
hier eine Einigung nicht zustande, kann die Schlichtungsstelle angerufen 
werden.

5. Die Vollversammlung gibt Richtlinien für die Arbeit des RPR und nimmt 
den Rechenschaftsbericht des/der Vorsitzenden entgegen.
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6. Für Bereiche, die einer kontinuierlichen Beobachtung und der ständigen 
Mitarbeit des RPR bedürfen, bildet die Vollversammlung Sachausschüsse 
und Projektgruppen.

7. Zur Beratung aktueller Fragen kann die Vollversammlung ad-hoc-Arbeits-
gruppen bilden.

8. Die Mitglieder nach § 4 1 a bis f wählen zunächst, ggf. durch Briefwahl 
gemäß § 4 3, die Persönlichkeiten gemäß § 4 1 g. Die Vollversammlung 
wählt dann aus ihrer Mitte den/die Vorsitzende/n, zwei stellvertretende 
Vorsitzende und die übrigen Mitglieder des Vorstands in geheimer Wahl 
mit einfacher Stimmenmehrheit. Sie wählt die Vertreter/innen des RPR in 
den Diözesanrat sowie für den Fall der Verhinderung für jede/n Vertreter/
in eine Ersatzperson.

§ 7  
Der Vorstand

1. Der RPR wählt einen Vorstand. Dem Vorstand gehören an:
a) ein oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende,
b) ein oder zwei stellvertretende Vorsitzende,
c) der/die Schriftführer/in,
d) der Leiter des Pastoralen Raumes,
e) die Vertreter/innen des RPR im Diözesanrat, soweit sie nicht bereits 

Mitglieder des Vorstandes sind. Letztere haben den RPR über die Ar-
beit des Diözesanrates regelmäßig zu informieren.

 Der RPR hat in der konstituierenden Sitzung vor der Wahl zu entscheiden, 
ob nach a) und b) jeweils ein oder zwei Personen zu wählen sind.

2. Bei der Wahl der Mitglieder des Vorstands sollen die Mitgliedergruppen 
der Vollversammlung angemessen berücksichtigt werden.

3. Der Vorstand ist wenigstens einmal im Halbjahr einzuberufen, zudem 
dann, wenn ein Mitglied dies wünscht.
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4. Der Vorstand
a) entscheidet in Fragen, die nicht der Vollversammlung vorbehalten 

oder die zwischen den Sitzungen der Vollversammlung zu regeln sind, 
und in allen Fragen, die ihm diese Satzung oder die Vollversammlung 
überträgt,

b) schlägt die Tagesordnung für die Vollversammlung vor,
c) bestellt Mitglieder des RPR in die Sachausschüsse und Projektgruppen 

und beruft auf Vorschlag der Mitglieder des RPR weitere sachkundige 
Mitglieder für die Sachausschüsse.

§ 8 
Der/Die Vorsitzende/n

1. Die Wahl des/der Vorsitzenden wird durch den Bischof bestätigt.

2. Der/die Vorsitzende/n vertritt bzw. vertreten einzeln zusammen mit dem 
Leiter des Pastoralen Raums den RPR im Pastoralen Raum und nach au-
ßen.

3. Er/Sie beruft/berufen ein und leitet/leiten die Sitzungen der Vollversamm-
lung und des Vorstandes.

4. Der/die Vorsitzende/n kann/können sich durch eine/n der stellvertreten-
den Vorsitzenden vertreten lassen.

5. Der/die Vorsitzende/n ist/sind in der Ausübung seiner/ihrer Tätigkeit der 
Vollversammlung und dem Vorstand gegenüber verantwortlich.

6. Der/die Vorsitzende/n leitet/leiten bei Neuwahlen den RPR bis zur Bildung 
eines neuen Vorstandes. Er/Sie beruft/berufen den neuen RPR ein und lei-
tet/leiten die Sitzung, bis der/die neue/n Vorsitzende/n gewählt ist/sind.

7. Der/die Vorsitzende/n des RPR sind vor der Ernennung des Leiters des 
Pastoralen Raums zu hören.
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8. Der/die Vorsitzende/n vertritt/vertreten die Belange des RPR bei den 
dienstlichen Treffen der Hauptamtlichen (z. B. Dies) auf Ebene des Pasto-
ralen Raums und des Dekanats.

§ 9  
Sachausschüsse

1. Die Sachausschüsse haben die Aufgabe, in ihrem Sachbereich die Ent-
wicklung kontinuierlich zu beobachten, die Organe des RPR und die im 
Pastoralen Raum bestehenden Einrichtungen zu beraten, über die Ent-
wicklung in diesem Sachbereich zu informieren und ggf. Vorlagen zu er-
stellen sowie die Sachausschüsse der Pfarrgemeinderäte in ihrer Arbeit zu 
unterstützen.

2. Die Sachausschüsse bestehen aus Mitgliedern des RPR und aus hinzuge-
wählten Mitgliedern. Die Zahl der hinzugewählten Mitglieder soll die 
Zahl der Mitglieder des RPR im Sachausschuss nicht übersteigen.

3. Die Sachausschüsse wählen aus ihrer Mitte den/die Vorsitzende/n, der/die 
Mitglied des RPR sein muss/müssen. Die Sachausschüsse sind der Vollver-
sammlung verantwortlich.

§ 10  
Projektgruppen

Für temporäre Vorhaben können durch den Vorstand oder die Vollver-
sammlung Projektgruppen gebildet werden. Die Leitung der Projektgruppe 
wird durch den Vorstand beauftragt; diese soll Mitglied im RPR sein.

§ 11  
Protokollführung

Über die Beratungen des RPR ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, das 
von dem/der jeweiligen Vorsitzenden und dem/der jeweiligen Protokollfüh-
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rer/in zu unterschreiben und von der Vollversammlung zu genehmigen ist. 
Die Protokolle über die Sitzungen des RPR gehören zu den amtlichen Akten 
und sind im Archiv des Dekanats oder des Pastoralen Raums aufzubewah-
ren.

§ 12  
Kostendeckung

Die anfallenden Kosten des RPR sind von der Diözese (zuständiges Verwal-
tungszentrum) zu tragen. Näheres wird durch interne Vereinbarungen ge-
regelt.

§ 13  
Schlussbestimmungen

1. Die Vollversammlung kann für die Organe des RPR und die Sachausschüs-
se Geschäftsordnungen erlassen.

2. Änderungen der Satzung werden mit 2/3 Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder des Diözesanrates beschlossen und durch den Bischof in Kraft ge-
setzt.

3. Diese Satzung wurde vom Diözesanrat am 24.10.2025 beschlossen. Sie 
wird hiermit in Kraft gesetzt.

Passau, den 3. Februar 2026

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau 
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2. 
Mustergeschäftsordnung  

für Räte der Pastoralen Räume (RPR)

Der Rat des Pastoralen Raums kann sich nach § 13 Abs. 1 der Satzung für 
Räte der Pastoralen Räume im Bistum Passau in der konstituierenden Sit-
zung eine Geschäftsordnung geben. Die Geschäftsordnung ist so zu gestal-
ten, dass sie nicht der Satzung widerspricht.

§ 1 
Einberufung

1. Der/die Vorsitzende/n beruft bzw. berufen die Sitzungen des Rates des 
Pastoralen Raums im Einvernehmen mit dem Vorstand unter Angabe der 
Tagesordnung ein. Die Einladung erfolgt in Textform (schriftlich oder per 
E-Mail), mindestens 2 Wochen vorher; in dringenden Fällen braucht die 
Einladungsfrist nicht eingehalten zu werden.

2. Der Rat des Pastoralen Raums tritt wenigstens halbjährlich zusammen. 
Außerdem ist dann innerhalb von vier Wochen eine Sitzung einzuberu-
fen, wenn ein Mitglied des Vorstandes oder ein Drittel der Mitglieder des 
Rates des Pastoralen Raums es verlangt.

3. Die Sitzungen des Rates im Pastoralen Raum sind öffentlich, soweit nicht 
Personalangelegenheiten beraten werden oder der Rat im Pastoralen 
Raum die Beratung in nichtöffentlicher Sitzung beschließt. Der Pastorale 
Raum ist rechtzeitig über Termin und Tagesordnung der öffentlichen Sit-
zungen zu informieren.

§ 2 
Beschlussfähigkeit

Der Rat des Pastoralen Raums ist beschlussfähig, wenn zu der Sitzung ord-
nungsgemäß eingeladen ist (siehe § 6, Absatz 3 der Satzung für die Räte der 
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Pastoralen Räume) und mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 
Ist dies nicht der Fall, so ist der Rat des Pastoralen Raums bei der nächsten 
Sitzung zur gleichen Tagesordnung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschie-
nenen beschlussfähig.

§ 3 
Abstimmung

1. Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Handzeichen. Geheim ist ab-
zustimmen, wenn mindestens ein Mitglied dies verlangt.

2. Der Rat des Pastoralen Raums fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen (d.h. die Anzahl der Ja-Stimmen muss 
die Anzahl der Nein-Stimmen übersteigen). Ausgenommen von dieser Re-
gelung sind Anträge auf Änderungen der Geschäftsordnung sowie Wah-
len (Enthaltungen gelten als gültig abgegebene Stimmen).

§ 4 
Wahlen

Die Mitglieder des Vorstandes des Rates des Pastoralen Raums und die hin-
zuzuwählenden Mitglieder werden in geheimer Wahl gewählt. Im Übrigen 
können Wahlen per Akklamation erfolgen, soweit nicht ein stimmberech-
tigtes Mitglied des Rates des Pastoralen Raums geheime Wahlen verlangt. 
Es entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Stim-
menthaltungen werden als nicht gültige Stimmen behandelt.

§5  
Geschäftsordnungsanträge

1. Anträge zur Geschäftsordnung sind Anträge, deren Inhalt einen Beschluss 
über das Verfahren oder den Ablauf der Beratungen herbeiführen will. 
Dies sind:
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a) Anträge auf alternierende Redeliste
b) Anträge zum weiteren Umgang mit Tagesordnungspunkten
c) Anträge auf Festlegung der Gesamt- oder Einzelredezeit
d) Anträge auf Schluss der Redeliste
e) Anträge auf Schluss der Aussprache
f) Anträge auf Unterbrechung der Aussprache
g) Anträge auf Vertagung der Aussprache
h) Anträge auf einmalige Wiederholung der Abstimmung
i) Anträge auf Unterbrechung der Vollversammlung
j) Anträge auf Vertagung der Vollversammlung
k) Anträge auf Schluss der Vollversammlung
l) Anträge auf Nichtbefassung eines Tagesordnungspunktes
m) Anträge auf Feststellung der Beschlussfähigkeit und auf Feststellung 

der Anzahl der Stimmberechtigten
n) Anträge auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit
o) Anträge auf Verweis an ein anderes Gremium
p) Anträge auf Einhaltung der Geschäftsordnung

2. Anträge zur Geschäftsordnung können nur von stimmberechtigten Mit-
gliedern des Rates des Pastoralen Raums gestellt werden.

3. Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit gestellt werden.

4. Liegen mehrere Anträge zur Geschäftsordnung vor, so wird in der Reihen-
folge der Antragsstellung vorgegangen.

5. Änderungs-, Zusatz- und Gegenanträge sind in diesen Fällen unzulässig.

6. Der Antrag zur Geschäftsordnung ist angenommen, wenn es keinen Wi-
derspruch gibt. Wird Widerspruch durch ein stimmberechtigtes Mitglied 
erhoben, so ist nach Anhörung eines/einer Gegenrednerin sofort abzu-
stimmen.
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§ 6 
Protokoll

1. Das Protokoll, das gem. § 11 der Satzung für Räte der Pastoralen Räume 
von jeder Sitzung innerhalb von vier Wochen anzufertigen und von dem / 
der jeweiligen Vorsitzenden und dem / der jeweiligen Protokollführer / 
Protokollführerin zu unterschreiben ist, ist den Mitgliedern des Rates des 
Pastoralen Raums dann unverzüglich zuzuleiten.

2. Zu Beginn der Sitzung sind Einsprüche gegen das Protokoll zu behandeln 
und gegebenenfalls zur Abstimmung zu bringen. Änderungen und Er-
gänzungen auf Grund solcher Einsprüche sind in das Protokoll aufzuneh-
men.

3. Das genehmigte Protokoll ist dem Pastoralen Raum umgehend bekannt 
zu geben, in der Regel durch Aushang.

§ 6  
Compliance-Regelung

Ein Mitglied des Rates des Pastoralen Raums darf an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm selbst, seinem Ehe-
gatten, seinem Lebenspartner, einem Verwandten oder Verschwägerten bis 
zum dritten Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht ver-
tretenen natürlichen oder juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als 
öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat.

§ 7 
Verschwiegenheitspflicht

Tagt der Rat des Pastoralen Raums in nicht öffentlicher Sitzung, gilt Ver-
schwiegenheitspflicht. Darüber hinaus kann die Verschwiegenheitspflicht 
in begründeten Ausnahmefällen beschlossen werden.
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III. Diözese

1. 
Satzung des Diözesanrats der Katholiken 

im Bistum Passau

§ 1 
Diözesanrat

1. Der Diözesanrat ist der Zusammenschluss von Vertretern/innen der Räte 
der Pastoralen Räume und der katholischen Verbände, Vereine und Ge-
meinschaften sowie von weiteren Persönlichkeiten aus Kirche und Ge-
sellschaft.

2. Er ist das vom Bischof anerkannte Organ im Sinne des Konzilsdekrets über 
das Apostolat der Laien (Nr. 26) und des Synodenbeschlusses „Verantwor-
tung des ganzen Gottesvolkes für die Sendung der Kirche“ zur Koordinie-
rung der Kräfte des Laienapostolats und zur Förderung der apostolischen 
Tätigkeit.

§ 2 
Aufgaben

1. Der Diözesanrat dient in Gemeinschaft mit dem Bischof dem Aufbau 
einer lebendigen Ortskirche und der Verwirklichung des umfassenden 
Heilsauftrags der Kirche. Er hat insbesondere die Aufgaben
a) die eigenständige Sendung der Laiinnen und Laien in den verschiede-

nen Formen und Weisen den Bedürfnissen unserer Zeit entsprechend im 
Bereich der Diözese zu fördern und die dafür nötigen Hilfen zu geben,

b) die Entwicklungen im gesellschaftlichen, staatlichen und kirchlichen 
Leben zu beobachten und die Anliegen der Katholikinnen und Katho-
liken des Bistums in Kirche und Öffentlichkeit zu vertreten,
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c) die pastorale Entwicklung in der Diözese mitzugestalten und zu för-
dern,

d) Anregungen für das Wirken der Katholikinnen und Katholiken des Bis-
tums in der Gesellschaft zu geben und die in ihm zusammengeschlos-
senen Kräfte aufeinander abzustimmen und zu fördern,

e) die Durchführung gemeinsamer Aufgaben zu beschließen und die da-
für notwendigen Einrichtungen zu schaffen, wenn kein anderer ge-
eigneter Träger zu finden ist,

f) gemeinsame Initiativen und Veranstaltungen der Katholikinnen und 
Katholiken des Bistums vorzubereiten und durchzuführen,

g) die Zusammenarbeit mit den anderen christlichen Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften im Bistum zu fördern,

h) die Arbeit der Pfarrgemeinderäte und Räte der Pastoralen Räume 
(RPR) aufeinander abzustimmen, anzuregen und zu begleiten sowie 
umgekehrt Anträge und Anregungen der unteren und mittleren Ebe-
ne anzunehmen, zu beraten und zu bearbeiten,

i) die Arbeit der kirchlich anerkannten Verbände, Vereine und Gemein-
schaften unter Wahrung ihrer Eigenständigkeit anzuregen und in 
Konfliktfällen zu vermitteln,

j) dem Bischof, der Diözesanverwaltung und dem Bistumsrat Anregun-
gen zu geben und sie zu beraten,

k) die im Diözesanrat zu bestellenden Mitglieder für andere Gremien des 
Bistums zu wählen oder ggf. vorzuschlagen,

l) das Bistum im Landeskomitee der Katholiken in Bayern und im Zen-
tralkomitee der deutschen Katholiken zu vertreten und die Anliegen 
und Aufgaben der Katholikinnen und Katholiken des Bistums auf 
überdiözesaner Ebene wahrzunehmen.

2. Die Mitglieder des Diözesanrats fassen ihre Beschlüsse in eigener Verant-
wortung und sind dabei von Beschlüssen anderer Gremien unabhängig.
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§ 3 
Mitglieder

1. Stimmberechtigte Mitglieder des Diözesanrats sind
a) ein/e Vorsitzende/r und ein/e weitere/r Vertreter/in aus jedem Rat des 

Pastoralen Raums (bzw. deren gewählte Ersatzpersonen),
b) je ein/e Vertreter/in der katholischen Verbände, Vereine und Gemein-

schaften,
c) der/die Vorsitzende/n des Diözesanrats und seine/ihre Stellvertreter/

innen für die Dauer der laufenden Amtsperiode,
d) der/die Bischöfliche Beauftragte,
e) die Seelsorgeamtsleitung der Diözese,
f) der/die Geschäftsführer/in des Diözesanrats,
g) weitere Persönlichkeiten aus dem öffentlichen Leben, deren Zahl 1/5 

der Gesamtzahl der stimmberechtigten Mitglieder nicht übersteigen 
darf; für die Wahl dieser Mitglieder sind die Mitglieder gemäß a) bis 
f) des Diözesanrats sowie die Geistlichen Beiräte/innen der Sachaus-
schüsse, soweit sie über die Wahlperiode hinaus ernannt sind, vor-
schlags- und wahlberechtigt, 

h) die Vorsitzenden und die Geistlichen Beiräte/innen der Sachausschüs-
se des Diözesanrats,

i) ein/e Vertreter/in des Synodalen Teams auf Diözesanebene.

2. Beratende Mitglieder
 Wer in der Ausübung seiner/ihrer allgemeinen kirchlichen Gliedschafts-

rechte durch förmliche kirchenbehördliche Entscheidung behindert ist, 
aus der Katholischen Kirche ausgetreten ist oder einer anderen Konfessi-
on bzw. Religionsgemeinschaft angehört, kann beratendes Mitglied des 
Diözesanrats werden.

3. Aufnahme auf Antrag
 Über die Aufnahme von weiteren Verbänden, Vereinen, Gemeinschaften 

und Organisationen, die nicht bereits nach §3 Abs. 1 b) Mitglieder sind, 
entscheidet die Vollversammlung auf Antrag. Anträge zur Aufnahme sind 
fristgerecht zu stellen; Initiativanträge sind ausgeschlossen.
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 Mitglied im Diözesanrat kann nur werden, wer nicht Mitglied in oder an 
der tätigen Unterstützung einer Gruppierung, Organisation oder Partei 
oder an der Verbreitung von Positionen beteiligt ist, die dem christlichen 
Menschenbild und der freiheitlich-demokratischen Grundordnung wi-
dersprechen.

 Vor der Entscheidung über einen Aufnahmeantrag ist eine Aussprache 
im Plenum der stimmberechtigten Mitglieder durchzuführen.

4. Die Amtszeit beträgt 4 Jahre und endet mit der Konstituierung des neuen 
Diözesanrats.

5. Bei Vorliegen von schwerwiegenden Gründen kann ein Mitglied aus dem 
Diözesanrat ausgeschlossen werden. Schwerwiegende Gründe können 
im Einzelfall sein: Verstöße gegen die Präventions- und Interventionsord-
nung, die Verbreitung von Ideologien und/oder das Eintreten für Organi-
sationen, die mit den Werten und Prinzipien des Christentums unverein-
bar sind. (vgl. Erklärung „Völkischer Nationalismus und Christentum sind 
unvereinbar“ der Deutschen Bischofskonferenz vom 22.02.2024)

 Der Antrag dazu kann von jedem Diözesanratsmitglied gestellt werden und 
hat schriftlich zu erfolgen. Er bedarf bei der Abstimmung einer 3/4-Mehr-
heit. 

 Die endgültige Entscheidung erfolgt durch den Bischof, nachdem die zu-
ständige Schiedsstelle die Sach- und Rechtslage mit dem auszuschließen-
den Mitglied und Vertretern/Vertreterinnen des Diözesanrats beraten hat. 
Während der Zeit des Einspruchsverfahrens bis zur endgültigen Entschei-
dung ruht die Mitgliedschaft.

§ 4 
Organe

Organe des Diözesanrats sind
a) die Vollversammlung,
b) der Vorstand,
c) der Geschäftsführende Vorstand,
d) der/die Vorsitzende/n.
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§ 5 
Vollversammlung

1. Die Vollversammlung besteht aus den Mitgliedern des Diözesanrats.

2. Die Vollversammlung tritt in der Regel zweimal, mindestens aber ein-
mal im Jahr und zudem dann zusammen, wenn der Vorstand oder 1/4 der 
stimmberechtigten Mitglieder des Diözesanrats dies verlangt.

3. Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 2 Wochen 
vorher ordnungsgemäß unter Mitteilung der Tagesordnung eingeladen 
wurde. Vertretung der Mitglieder gemäß § 3 Absatz 1 a) bis b) und d) bis e) 
sowie h) ist möglich und der Vollversammlung bekannt zu geben.

 Die Vollversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder. Anträge, die in die Tagesordnung aufgenommen 
werden sollen, müssen mindestens 3 Wochen vor der Vollversammlung 
der Geschäftsstelle schriftlich vorliegen. Spätere Anträge bedürfen zu ih-
rer Behandlung der Zustimmung von 2/3 der anwesenden stimmberech-
tigten Mitglieder. Anträge auf Satzungsänderung müssen mindestens 3 
Wochen vor der Vollversammlung vorliegen

4. Die Vollversammlung gibt Rahmenrichtlinien für die Arbeit des Diözesan-
rats, der Räte für die Pastoralen Räume und der Pfarrgemeinderäte.

5. Für Bereiche, die einer kontinuierlichen Beobachtung und der ständigen 
Mitarbeit des Diözesanrats bedürfen, bildet die Vollversammlung Sach-
ausschüsse z. B. für
– Berufs- und Arbeitswelt,
– Ehe, Familie und Partnerschaft,
– Laienapostolat und pastorale Entwicklung in Stadt und Land,
– Frauen in Kirche und Gesellschaft,
– Jugendarbeit,
– Ländliche Entwicklung,
– Mission, Entwicklung und Frieden,
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– Ökumenische Zusammenarbeit,
– Bildung und Erziehung,
– Soziale und caritative Aufgaben,
– Demokratie, Staat und Gesellschaft,
– Ökologie und Bewahrung der Schöpfung,
– Senioren.

6. Zur Beratung aktueller Fragen kann die Vollversammlung Ad-hoc-Ar-
beitsgruppen bilden, die sich in einem zeitlich begrenzten Rahmen um 
konkrete Aufträge aus der Vollversammlung kümmern.

7. Die Vollversammlung wählt den/die Vorsitzende/n, drei stellvertretende 
Vorsitzende und 8 Mitglieder des Vorstandes sowie die Vertreter/innen 
des Bistums im Landeskomitee der Katholiken und im Zentralkomitee der 
deutschen Katholiken. Bei der Wahl der Mitglieder des Vorstandes sollen 
die Mitgliedergruppen der Vollversammlung angemessen berücksichtigt 
werden. Die Wahl des/der Vorsitzenden bedarf der Bestätigung durch 
den Bischof.

§ 6 
Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus
a) ein oder zwei gleichberechtigten Vorsitzenden unterschiedlichen Ge-

schlechts,
b) drei stellvertretenden Vorsitzenden,
c) acht weiteren von der Vollversammlung gewählten Mitgliedern,
d) dem/der Bischöflichen Beauftragten,
e) dem/der Geschäftsführer/in des Diözesanrats,
f) den Vertreter/innen des Diözesanrats im Landeskomitee und Zentral-

komitee,
g) den Vorsitzenden der Sachausschüsse des Diözesanrats, soweit sie 

nicht schon Mitglieder nach a) bis f) sind.
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 Der Diözesanrat hat in der konstituierenden Vollversammlung vor der 
Wahl zu entscheiden, ob nach a eine oder zwei Personen zu wählen 
sind.

2. Der Vorstand
a) entscheidet in Fragen, die nicht der Vollversammlung vorbehalten 

oder die zwischen den Sitzungen der Vollversammlung zu regeln sind, 
und in allen Fragen, die ihm diese Satzung oder die Vollversammlung 
überträgt; er sorgt für die Verwirklichung der Beschlüsse der Vollver-
sammlung,

b) schlägt die Tagesordnung unter Berücksichtigung der bereits einge-
gangenen Anträge für die Vollversammlung vor,

c) schlägt der Vollversammlung Kandidaten/innen für die Vertretung 
des Diözesanrats im Landeskomitee und im Zentralkomitee der deut-
schen Katholiken sowie Kandidaten/innen für die Zuwahl gemäß 
§3 Abs. 1g der Satzung vor,

d) schlägt dem Bischof die Kandidaten/innen für die Vertretung im Bis-
tumsrat vor,

e) beruft die Mitglieder der Sachausschüsse. Wünsche der Mitglieder des 
Diözesanrats hinsichtlich ihrer Mitarbeit in einem bestimmten Sach-
ausschuss sind bei der Besetzung grundsätzlich zu berücksichtigen,

f) schlägt dem Generalvikar die Bestellung der/des Geschäftsführers/in 
vor.

§ 7 
Geschäftsführender Vorstand

1. Der Geschäftsführende Vorstand besteht aus dem/der/den Vorsitzenden, 
den zwei oder drei stellvertretenden Vorsitzenden, dem/der Geschäfts-
führer/in und dem/der Bischöflichen Beauftragten.

2. Der Geschäftsführende Vorstand bereitet die Sitzungen des Vorstandes 
des Diözesanrats vor. Er berät und unterstützt den/die Vorsitzende/n in 
der Zeit zwischen den Sitzungen des Vorstandes bei der Erledigung der 
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laufenden Aufgaben und beantragt beim Ordinariat die erforderlichen 
Mittel für die laufende Arbeit des Diözesanrats.

3. Verlangt ein Mitglied des Geschäftsführenden Vorstandes die Behand-
lung eines anstehenden Problems vor dem ganzen Vorstand, so ist dem 
nachzukommen.

§ 8 
Der/Die Vorsitzende/n

1. Der/Die Vorsitzende/n vertritt/vertreten einzeln den Diözesanrat im Bis-
tum und nach außen.

2. Er/Sie beruft/berufen und leitet/leiten die Sitzungen der Vollversamm-
lung, des Vorstands und des Geschäftsführenden Vorstands.

3. Der/Die Vorsitzende/n kann/können sich durch eine/n der stellvertreten-
den Vorsitzenden vertreten lassen.

4. Der/Die Vorsitzende/n trägt/tragen Sorge für die Organisation der Ge-
schäftsstelle des Diözesanrats und der dort hauptamtlichen Mitarbeiter/
innen sowie für den Haushalt.

5. Der/Die Vorsitzende/n ist/sind in Ausübung seiner/ihrer Tätigkeit der Voll-
versammlung und dem Vorstand gegenüber verantwortlich.

§ 9 
Bischöfliche/r Beauftragte/r

Der Bischof ernennt nach Konsultation des Geschäftsführenden Vorstan-
des eine/n Bischöfliche/n Beauftragte/n. Diese/r bringt die Anliegen des Bi-
schofs und der Diözesanverwaltung in den Diözesanrat ein und stellt die 
Verbindung zur Diözesanleitung her.
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§ 10 
Geschäftsführung

1. Zur Unterstützung der Arbeit steht dem Diözesanrat die Geschäftsstelle 
zur Verfügung. Das Bistum setzt zur Deckung der laufenden Arbeit des 
Diözesanrats auf Antrag einen Jahresbetrag im Haushalt der Diözese fest.

2. Der/Die vom Bistum auf Vorschlag des Vorstandes angestellte Geschäfts-
führer/in ist entsprechend den Weisungen des/der Vorsitzenden für die 
Durchführung der Beschlüsse verantwortlich.

§ 11 
Sachausschüsse

Die Sachausschüsse haben die Aufgabe in ihrem Sachbereich die Entwick-
lung kontinuierlich zu beobachten, die Organe des Diözesanrats und die in 
der Diözese bestehenden Einrichtungen inklusive der Abteilungen des Or-
dinariats zu beraten und diese sowie den Priesterrat über die Entwicklung 
in diesem Sachbereich zu informieren und ggf. Vorlagen zu erstellen sowie 
die Sachausschüsse der Räte für die Pastoralen Räume und Pfarrgemeinde-
räte in ihrer Arbeit zu unterstützen.
Über die Ergebnisse der Sachausschüsse ist der Vorstand in Kenntnis zu set-
zen. Stellungnahmen nach außen erfolgen durch den/die Vorsitzende/n des 
Diözesanrats. Die Sachausschüsse bestehen aus Mitgliedern des Diözesan-
rats und hinzuberufenen Mitgliedern.
Die Sachausschüsse wählen aus ihrer Mitte für jeweils 2 Jahre den/die Vor-
sitzende/n und ggf. eine/n Stellvertreter/in. Die Sachausschüsse sind der 
Vollversammlung verantwortlich.

§ 12 
Wahlausschuss

1. Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl des Vorstandes wählt die 
Diözesanratsvollversammlung in der letzten Vollversammlung der Amts-
periode einen Wahlausschuss.
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2. Der Wahlausschuss soll aus mindestens drei Personen bestehen, die nicht 
der Diözesanratsvollversammlung angehören müssen. Die Amtszeit be-
trägt vier Jahre.

3. Kandidiert ein Mitglied des Wahlausschusses für ein ausgeschriebenes 
Amt, dann endet seine Amtszeit im Wahlausschuss mit Bekanntgabe 
seiner Kandidatur. Der Wahlausschuss berichtet der Diözesanratsvollver-
sammlung über seine Arbeit.

4. Dem Wahlausschuss gehören zusätzlich beratend ein Mitglied des Vor-
standes sowie der/die Geschäftsführer/in an.

5. Der Wahlausschuss wählt sich eine/n Vorsitzende/n, der/die für Einla-
dung, Sitzungsleitung und Durchführung der erforderlichen Maßnah-
men verantwortlich ist.

§ 13 
Protokoll

Über die Sitzungen des Diözesanrats ist ein Ergebnisprotokoll anzufertigen, 
das von dem/der/den jeweiligen Vorsitzenden und dem/der jeweiligen Pro-
tokollführer/in zu unterschreiben und vom jeweiligen Gremium zu geneh-
migen ist. Die Protokolle des Diözesanrats gehören zu den amtlichen Akten 
und sind im Diözesanarchiv aufzubewahren.

§ 14 
Schlussbestimmungen

1. Änderungen dieser Satzung sowie der Satzungen für den Pfarrgemeinde-
rat und für die Räte der Pastoralen Räume werden mit 2/3-Mehrheit der 
anwesenden stimmberechtigten Mitglieder des Diözesanrats beschlossen 
und durch den Bischof in Kraft gesetzt.
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2. Die Vollversammlung kann für die Organe des Diözesanrats Geschäftsord-
nungen erlassen, sofern sie sich keine eigene Geschäftsordnung geben 
oder darauf verzichten.

3. Diese Satzung wurde vom Diözesanrat am 3. April 1976 erstmals beschlos-
sen und in der Vollversammlung des Diözesanrats am 13.10.2000 und am 
24.10.2025 zuletzt geändert. Sie ist hiermit in Kraft gesetzt.

Passau, den 5. August 2025

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau
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2. 
Wahlordnung 

des Diözesanrats der Katholiken 
im Bistum Passau

§ 1 
Wahlausschuss

1. Die Vollversammlung des Diözesanrats wählt einen Wahlausschuss für 
die Wahlen der Diözesanratsvorstandschaft, des geschäftsführenden Vor-
stands sowie der Diözesanratsvorsitzenden.

2. Der Wahlausschuss besteht aus vier Mitgliedern und ist möglichst paritä-
tisch zu besetzen. Bei vorzeitigem Austritt eines Mitgliedes kann auf der 
nächsten Vollversammlung nachgewählt werden. Die Wahl des Wahlaus-
schusses wird von der Diözesanratsvorstandschaft geleitet.

3. Dem Wahlausschuss dürfen keine Kandidaten bzw. Kandidatinnen der 
betreffenden Wahlverfahren angehören.

4. Der Wahlausschuss wählt in seiner ersten Sitzung aus seiner Mitte eine/n 
Vorsitzende/n für die Dauer der Amtszeit.

5. Die Termine der Sitzungen legt der Wahlausschuss selbst fest. Die Erstel-
lung der Einladung und der Tagesordnung regelt der Wahlausschuss ei-
genständig.

6. Die Leitung der Wahlausschusssitzungen liegt bei dem/der Vorsitzenden. 
Er/Sie kann die Leitung an ein Mitglied des Wahlausschusses delegieren.

7. Der Wahlausschuss tagt nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gästen 
entscheidet der Wahlausschuss.
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8. Der Wahlausschuss bestimmt zu jeder Sitzung aus seiner Mitte eine/n 
Protokollführer/in. Das Ergebnisprotokoll wird allen Mitgliedern des 
Wahlausschusses zur Verfügung gestellt.

9. Der Wahlausschuss gibt an der Diözesanratsvollversammlung einen Be-
richt ab.

10. Die Mitglieder des Wahlausschusses sind unparteiisch und haben wäh-
rend ihrer Amtsdauer und darüber hinaus Verschwiegenheit zu wahren 
über den Inhalt und Verlauf von Bewerbungs- und Kandidatengesprä-
chen sowie das Abstimmungsverhalten bei der Auswahl von Bewerber/
innen.

11. Der Wahlausschuss führt über die von ihm geleitete Wahl ein Wahlproto-
koll, welches der Diözesanvorstandschaft nach der Wahl zugeht.

§ 2 
Durchführung der Wahlen

1. Die Wahl wird durch den Wahlausschuss vorbereitet, geleitet und nach-
bereitet.

2. Ein Mitglied des Wahlausschusses eröffnet die Wahlhandlung mit der 
Feststellung der Beschlussfähigkeit der Diözesanratsvollversammlung. 
Anschließend werden die Wahlregeln und die Kandidatinnen und Kandi-
daten bekannt gegeben.

3. Ein Mitglied des Wahlausschusses stellt die Wählbarkeitsvoraussetzun-
gen fest und schließt die Vorschlagsliste des jeweiligen Wahlvorgangs.

4. Der/Die Kandidat/in hat das Recht, sich persönlich vorzustellen und seine/
ihre Absichten darzulegen. Die Mitglieder der Diözesanratsvollversamm-
lung haben das Recht, an den/die Kandidaten/in Fragen zu stellen. Über 
die Zulässigkeit einer Frage entscheidet die leitende Person des Wahlaus-
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schusses. Die Kandidatenvorstellung und die Personalbefragung finden 
unter Ausschluss der anderen Kandidaten/innen des entsprechenden 
Wahlgangs statt. Eine zeitliche Beschränkung der Personalbefragung 
und die Diskussion über Aussagen des/der Kandidat/in sind unzulässig.

5. Auf Verlangen eines stimmberechtigten Mitgliedes findet eine Personal-
debatte statt. Die Personaldebatte ist vertraulich und findet nur in Anwe-
senheit der stimmberechtigten Mitglieder, der Mitglieder des Wahlaus-
schusses und der/des Geschäftsführers des Diözesanrats statt. Sie erfolgt 
in Abwesenheit aller Kandidaten und Kandidatinnen des entsprechenden 
Wahlgangs. Die Debatte ist auf die Person der Kandidatin oder des Kan-
didaten beschränkt. Eine zeitliche Beschränkung der Personaldebatte ist 
unzulässig. Nach einer Personaldebatte kann auf Beschluss der Vollver-
sammlung eine zweite Personalbefragung stattfinden.

6. Darauf eröffnet die leitende Person des Wahlausschusses die Wahl. Wah-
len erfolgen grundsätzlich in geheimer Abstimmung.

7. Leer abgegebene Stimmzettel gelten als gültig abgegebene Stimmen. 
Stimmzettel mit Abweichungen von der vorgeschriebenen Fassung, mit 
Zusätzen oder unleserlicher Schrift sind ungültig. In Zweifelsfällen ent-
scheidet der Wahlausschuss.

8. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
auf sich vereinigt.

9. Haben in einem Wahlgang weniger Kandidaten bzw. Kandidatinnen 
die absolute Mehrheit erreicht, als Ämter zu besetzen waren, erfolgt 
eine Stichwahl unter den verbleibenden Kandidaten bzw. Kandidatin-
nen. Wird im zweiten Wahlgang wiederum keine absolute Mehrheit er-
reicht, so genügt ab dem dritten Wahlgang die einfache Mehrheit. Über 
die Durchführung des dritten Wahlgangs wird zuvor abgestimmt. Wenn 
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mehr als die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder für einen dritten 
Wahlgang stimmt, wird dieser durchgeführt.

10. Haben in einem Wahlgang mehr Kandidaten bzw. Kandidatinnen die ab-
solute Mehrheit erreicht, als Ämter zu besetzen waren, sind die Kandida-
ten bzw. Kandidatinnen mit den höchsten Stimmzahlen gewählt.

11. Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl zwischen den betreffenden 
Kandidaten bzw. Kandidatinnen statt.

12. Der Wahlausschuss stellt das Wahlergebnis fest und verkündet dieses. Er 
fragt den/die Gewählte/n, ob er/sie die Wahl annehmen.

13. Lehnt ein/e Gewählte/r die Annahme der Wahl ab, wird die Wahl wieder-
holt.

14. Eine Wahl in Abwesenheit eines Kandidaten bzw. einer Kandidatin be-
darf der schriftlichen Erklärung der/des Abwesenden gegenüber dem 
Wahlausschuss, dass er/sie bereit ist zu kandidieren und im Fall der Wahl 
diese anzunehmen.

15. Von der Wahl wird ein Wahlprotokoll vom Wahlausschuss angefertigt, 
das dem Protokoll der Diözesanversammlung als Anlage beigefügt wird.

16. Das Wahlergebnis kann binnen zwei Wochen nach Beendigung der Wahl 
von jedem stimmberechtigten Mitglied der Vollversammlung angefoch-
ten werden. Über die Gültigkeit der Wahl entscheidet der Wahlausschuss 
nach Möglichkeit auf der noch tagenden Vollversammlung bzw. begrün-
det eine Vertagung der Entscheidung.

17. Gegen die Entscheidung des Wahlausschusses kann binnen zwei Wochen 
nach Bekanntgabe Berufung eingelegt werden. Über die Berufung ent-
scheidet der Vorstand des Diözesanrats.
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§ 3 
Abwahl

1. Die Mitglieder des (geschäftsführenden) Vorstands können nur von der 
Diözesanratsvollversammlung auf schriftlichen Antrag eines stimmbe-
rechtigten Mitglieds hin abgewählt werden. Die betroffenen Personen 
müssen auf ihren Wunsch hin vor der Abstimmung angehört werden. 
Über den Antrag berät das Gremium in nichtöffentlicher Sitzung.

2. Die stimmberechtigten Mitglieder der Diözesanratsvollversammlung 
können bis drei Wochen vor der Diözesanratsvollversammlung den An-
trag auf Abwahl schriftlich begründet dem Wahlausschuss vorlegen.

3. Der Antrag auf Abwahl gilt als angenommen, wenn die absolute Mehr-
heit der wahlberechtigten Mitglieder der Diözesanratsvollversammlung 
zustimmt.

4. Im Falle der Abwahl der gesamten Vorstandschaft werden die standard-
mäßigen Fristen zur Wahl der Vorstandschaft aufgehoben. Das für die 
Abwahl verantwortliche Gremium kann im Anschluss an die Abwahl eine 
neue Vorstandschaft wählen.

§ 4 
Sonstige Wahlen

1. Auf sonstige Wahlen finden die vorhergehenden §§ sinngemäß Anwen-
dung, soweit nichts anderes bestimmt ist. Personaldebatten finden bei 
sonstigen Wahlen auf Verlangen eines Mitglieds des entsprechenden 
Gremiums statt.

2. Die Wahlen erfolgen grundsätzlich in geheimer Abstimmung; es kann 
öffentlich abgestimmt werden, wenn dies beantragt wird und sich kein 
Widerspruch erhebt (Verfahren entsprechend einem Geschäftsordnungs-
antrag).
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§ 5 
Inkrafttreten der Wahlordnung 

Diese Wahlordnung wurde vom Diözesanrat am 24.10.2025 beschlossen 
und wird hiermit in Kraft gesetzt.

Passau, den 3. Februar 2026

Dr. Stefan Oster SDB
Bischof von Passau 
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Anhang zu § 3.1 g der Satzung des Diözesanrates

3. 
Ordnung für die Zuwahl von  

weiteren Persönlichkeiten

§ 1 
Zahl der zugewählten Mitglieder 

Es können bis zu ¼ der Mitglieder nach § 3.1 a bis f und h zugewählt werden. 
Die genaue Zahl wird vom bisherigen Vorstand festgelegt.

§ 2 
Wahlberechtigte 

Wahlberechtigt sind die Mitglieder der Vollversammlung nach § 3.1 a bis 
f und die Geistlichen Beiräte der Ausschüsse, soweit sie nicht nur für die 
laufende Wahlperiode ernannt wurden. 

§ 3 
Wahlvorbereitung 

Der bisherige Vorstand hat die Wahl vorzubereiten. Dazu setzt er den Wahl-
termin fest und beruft spätestens 6 Wochen vor der Wahl einen Wahlaus-
schuss, der für die Erstellung der Kandidatenliste, für die Durchführung 
der Wahl und für die Prüfung und Feststellung des Wahlergebnisses zu-
ständig ist. Der bisherige Vorstand schlägt selbst Kandidaten vor. 

§ 4 
Zusammensetzung des Wahlausschusses 

1. Dem Wahlausschuss gehören der/die amtierende Vorsitzende des Diö-
zesanrates, der/die Geschäftsführer/in des Diözesanrates und drei weitere 
Mitglieder der Vollversammlung an.
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2. Der Wahlausschuss wählt sich eine(n) Vorsitzende(n), der/die für Einla-
dung, Sitzungsleitung und Durchführung der erforderlichen Maßnah-
men verantwortlich ist.

§ 5 
Kandidatenvorschläge 

1. Der Wahlausschuss hat die Aufgabe, die Stimmberechtigten spätestens 5 
Wochen vor der Wahl auf ihr Vorschlagsrecht und auf den Wahltermin 
aufmerksam zu machen und die Kandidatenliste aufgrund der eingehen-
den Wahlvorschläge aufzustellen. Kandidatenvorschläge müssen bis spä-
testens 3 Wochen vor der Wahl bei der Geschäftsstelle eingegangen sein.

2. Stimmberechtigte, die Kandidaten/innen vorschlagen, haben deren 
schriftliches Einverständnis zur Kandidatur einzuholen. Im Wahlvor-
schlag sind die Namen der Kandidat/innen in alphabetischer Reihenfolge 
mit Angabe von Beruf, Alter und Wohnort aufzuführen. 

§ 6 
Durchführung der Wahl

1. Die Wahl kann als Briefwahl durchgeführt werden. Die Entscheidung da-
rüber trifft die Vollversammlung des Diözesanrates.

2. Im Falle der Briefwahl werden den Stimmberechtigten spätestens 2 Wo-
chen vor der Wahl die Wahlunterlagen zugestellt. Dazu gehören: Stimm-
zettel, Briefwahlschein, Wahlumschlag und Wahlbriefumschlag.

3. Der Briefwähler hat dafür zu sorgen, dass der Wahlbrief spätestens am 
Wahltag bis 15.00 Uhr in der Geschäftsstelle des Diözesanrates durch die 
Post oder auf andere Weise abgegeben wird. Danach eingehende Wahl-
briefe sind ungültig und werden ungeöffnet vernichtet.

4. Die Geschäftsstelle sammelt die Wahlbriefe und hält sie ungeöffnet unter 
Verschluss.
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5. Am Wahltag werden die eingegangenen Briefe nach 15.00 Uhr vom 
Wahlausschuss geöffnet und ausgezählt.

6. Erfolgt die Wahl nicht als Briefwahl, werden die Stimmberechtigten 
schriftlich über Wahltermin und -ort informiert sowie zur Stimmabga-
be eingeladen und auf die Möglichkeit von Kandidatenvorschlägen auf-
merksam gemacht. Die Kandidatenliste erhalten sie spätestens 1 Woche 
vor der Wahl.

§ 7 
Feststellung und Bekanntgabe des Wahlergebnisses

1. Gewählt sind diejenigen Kandidaten/innen, welche die meisten Stimmen 
erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet im Bedarfsfall das 
Los.

2. Ein abgegebener Stimmzettel ist ungültig, wenn auf ihm mehr Namen 
angekreuzt sind, als Kandidaten/innen zu wählen waren.

3. Über die Stimmzettel mit zweifelhafter Kennzeichnung hat der Wahlaus-
schuss zu entscheiden.

4. Das Ergebnis der Stimmauszählung ist in einer Niederschrift festzuhalten 
und den Mitgliedern des Diözesanrates und den Kandidaten/innen bin-
nen einer Woche mitzuteilen.

5. Binnen einer Woche nach Bekanntgabe des Ergebnisses kann die Gültig-
keit der Wahl beim Wahlausschuss schriftlich angefochten werden.

6. Der Wahlausschuss hat etwaige Einsprüche in seiner Stellungnahme un-
verzüglich dem Geschäftsführenden Vorstand des Diözesanrates zur Ent-
scheidung vorzulegen.
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4. 
Geschäftsordnung 

des Diözesanrats der Katholiken 
im Bistum Passau

Abschnitt I: Vollversammlung

§1  
Geltungsbereich

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für die Diözesanratsvollver-
sammlung.

§ 2  
Termin und Ort

Termin und Ort der Diözesanratsvollversammlung werden vom geschäfts-
führenden Vorstand des Diözesanrats festgelegt.

§3  
Vorbereitung

Die Vorbereitung und Durchführung der Diözesanratsvollversammlung ob-
liegt dem Vorstand des Diözesanrats. Sachliche Vorgaben von vorangegan-
genen Sitzungen oder Vollversammlungen müssen dabei berücksichtigt 
werden.

§4  
Einberufung

1. Ordentliche Diözesanratsvollversammlung
 Die ordentliche Diözesanratsvollversammlung wird mindestens zweimal 

im Jahr vom geschäftsführenden Vorstand einberufen. Spätestens 2 Wo-
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chen vor einer Vollversammlung ist allen Mitgliedern des Diözesanrats 
eine schriftliche Einladung mit vorläufiger Tagesordnung und den Ta-
gungsunterlagen zuzustellen.

2. Außerordentliche Diözesanratsvollversammlung
 Nach Notwendigkeit können auch außerordentliche Diözesanratsvollver-

sammlungen einberufen werden. Eine außerordentliche Diözesanrats-
vollversammlung findet statt, wenn der Vorstand oder ein Viertel der 
stimmberechtigten Mitglieder dies fordert. Dazu bedarf es der schrift-
lichen Angabe von Gründen seitens der Antragstellenden. Die außeror-
dentliche Diözesanratsvollversammlung hat innerhalb von sechs Wochen 
nach Antragstellung stattzufinden. Spätestens zwei Wochen vor einer au-
ßerordentlichen Diözesanratsvollversammlung ist allen Mitgliedern des 
Diözesanrates eine schriftliche Einladung mit vorläufiger Tagesordnung 
und den Tagungsunterlagen zuzustellen.

§ 5  
Tagesordnung und Anträge

1. Festlegung der Tagesordnung
 Die vorläufige Tagesordnung wird vom Vorstand des Diözesanrats festge-

legt.

2. Antragsberechtigung
 Antragsberechtigt sind alle Mitglieder der Vollversammlung.

3. Antragsfrist
 Anträge an die Diözesanratsvollversammlung und Vorschläge zur Tages-

ordnung, die drei Wochen vor der Versammlung bei der Geschäftsstelle 
eingegangen sind, werden in die vorläufige Tagesordnung als Tagesord-
nungspunkte aufgenommen und an die Mitglieder verschickt.

4. Initiativanträge
 Anträge an die Diözesanratsvollversammlung und Vorschläge zur Tages-
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ordnung, die nach Ablauf der in Abs. 3 festgelegten Frist bei der Diözesan-
ratsvorstandschaft eingehen oder bis zu Beginn der Konferenz (letzte Frist 
bis zur Festlegung der Tagesordnung in der Versammlung) eingebracht 
werden, werden als Initiativanträge behandelt. Über ihre Aufnahme in 
die Tagesordnung beschließt die Diözesanratsvollversammlung nach Er-
öffnung der Versammlung.

 Zur besseren Zeitplanung sollen Initiativanträge so bald als möglich der 
Diözesanratsvorstandschaft angekündigt werden.

5. Änderungsanträge
a) Änderungsanträge sind Anträge, die einen Beschluss über einen or-

dentlichen Antrag oder Initiativantrag herbeiführen wollen.
b) Liegen mehrere Änderungsanträge zum selben Antrag vor, ist über 

den weitest gehenden Antrag zuerst abzustimmen. Im Zweifel ent-
scheidet die Konferenzleitung.

c) Jeder Änderungsantrag wird in der Regel einzeln zur Abstimmung 
gestellt. Änderungsanträge werden vor der Entscheidung über den 
Hauptantrag zur Abstimmung gestellt.

d) Unerledigte Tagesordnungspunkte
 Endet die Vollversammlung, ehe die beschlossene Tagesordnung ab- 

gearbeitet worden ist, entscheidet die Vollversammlung über das wei-
tere Vorgehen.

§ 6 
Leitung

1. Die Leitung der Vollversammlung liegt in den Händen des/der Vorsitzen-
den. Diese/r kann/können die Moderation an eine oder mehrere Personen 
seiner/ihrer Wahl delegieren.

2. Der leitenden Person obliegt die Eröffnung, Unterbrechung und Schlie-
ßung der Versammlung. Sie sorgt für die Einhaltung der Geschäftsord-
nung, die Führung des Protokolls, leitet die Debatten, erteilt das Wort 
und verkündet die gefassten Beschlüsse.
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3. Beabsichtigt die leitende Person, sich an der Aussprache zu beteiligen, 
so soll sie für die Dauer dieses Tagesordnungspunktes den Vorsitz nicht 
übernehmen.

4. Gegen die Entscheidung der leitenden Person ist Widerspruch möglich. 
Über den Widerspruch entscheidet die Vollversammlung mit einfacher 
Mehrheit.

5. Auf Antrag kann die Vollversammlung der leitenden Person die Leitung 
entziehen und auf eine oder mehrere zu wählende Personen übertragen.

§ 7  
Eröffnung

Zu Beginn erledigt die leitende Person die Formalitäten in folgender Reihen-
folge:
1. Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung

2. Feststellung der Beschlussfähigkeit

3. Feststellung der Genehmigung des Protokolls der letzten Vollversamm-
lung

4. Beschluss der Tagesordnung

§ 8 
Öffentlichkeit

1. Der Vorstand kann Gäste und Zuhörer/innen einladen.
2. Die Öffentlichkeit (= alle Teilnehmer/innen außer den stimmberechtigten 

Mitgliedern) kann auf Antrag ausgeschlossen werden.
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§ 9  
Aussprache

1. Eine Aussprache findet grundsätzlich statt über:
a) Anträge
b) Erklärungen der Vorstandschaft des Diözesanrats
c) Berichte
d) Sonstige Vorlagen

2. Eine Aussprache ist unzulässig über
a) Persönliche Erklärungen
b) Erklärungen zu Abstimmungen
c) Einspruch zur Gewährung des Rederechts

§ 10  
Rederecht

Rederecht haben alle Mitglieder der Diözesanratsvollversammlung. Es kön-
nen Gäste mit Rederecht eingeladen werden. Anderen Personen ist von der 
leitenden Person Rederecht zu gewähren, sofern kein Einspruch erfolgt. 
Über den Einspruch entscheidet die Vollversammlung ohne Aussprache.

§ 11  
Wortmeldung und Worterteilung 

1. Wer zur Sache sprechen will, meldet sich zu Wort (in der Regel durch 
Handzeichen). Ohne Worterteilung darf niemand das Wort ergreifen.

2. Das Wort erteilt die leitende Person in der Reihenfolge der Wortmeldungen.

3. Sie kann davon abweichen, wenn die Rücksicht auf Rede und Gegenrede, 
die Sorge für sachgemäße Erledigung, die zweckmäßige Gestaltung und 
der gedankliche Zusammenhang der Aussprache dies erfordern oder, 
wenn alternierende Redeliste beantragt ist.
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4. Anträge zur Geschäftsordnung sind sofort ohne Rücksicht auf die Reihen-
folge der Wortmeldungen zu behandeln.

5. Antragsteller/innen und Berichterstatter/innen können sowohl zu Beginn 
sowie nach Schluss der Aussprache das Wort verlangen.

6. Die leitende Person kann Redner/innen, die nicht zur Sache sprechen, 
nach einmaliger Ermahnung das Wort entziehen.

7. Die Redezeit kann von der leitenden Person begrenzt werden. Dies kann 
durch die Vollversammlung mit einfacher Mehrheit aufgehoben werden.

§ 12  
Persönliche Erklärung

1. Zur persönlichen Erklärung wird das Wort erst nach Schluss oder Verta-
gung der Aussprache erteilt. Der/Die Redner/in darf nicht zur Sache spre-
chen, sondern nur Äußerungen, die in der Aussprache in Bezug auf seine/
ihre Person oder in Bezug auf eine andere Person gemacht worden sind, 
zurückweisen oder durch eigene Ausführungen richtigstellen. Die Erklä-
rung ist der leitenden Person auf Verlangen schriftlich vorzulegen.

2. Eine Aussprache über persönliche Erklärungen findet nicht statt.

§ 13  
Schließung der Aussprache

1. Die leitende Person schließt die Aussprache zu einem Tagesordnungs-
punkt, wenn die Redeliste erschöpft ist und sich niemand mehr zu Wort 
meldet oder die Vollversammlung den Schluss der Aussprache beschlos-
sen hat.

2. Nach Schließung der Aussprache können keine Anträge mehr zu diesem 
Tagesordnungspunkt gestellt werden.
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§ 14  
Anträge zur Geschäftsordnung

1. Anträge zur Geschäftsordnung sind Anträge, deren Inhalt einen Beschluss 
über das Verfahren oder den Ablauf der Beratungen herbeiführen will. 
Dies sind:
a) Anträge auf alternierende Redeliste
b) Anträge zum weiteren Umgang mit Tagesordnungspunkten
c) Anträge auf Festlegung der Gesamt- oder Einzelredezeit
d) Anträge auf Schluss der Redeliste
e) Anträge auf Schluss der Aussprache
f) Anträge auf Unterbrechung der Aussprache
g) Anträge auf Vertagung der Aussprache
h) Anträge auf einmalige Wiederholung der Abstimmung
i) Anträge auf Unterbrechung der Vollversammlung
j) Anträge auf Vertagung der Vollversammlung
k) Anträge auf Schluss der Vollversammlung
l) Anträge auf Nichtbefassung eines Tagesordnungspunktes
m) Anträge auf Feststellung der Beschlussfähigkeit und auf Feststellung 

der Anzahl der Stimmberechtigten
n) Anträge auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit
o) Anträge auf Verweis an ein anderes Gremium
p) Anträge auf Einhaltung der Geschäftsordnung

2. Anträge zur Geschäftsordnung können nur von stimmberechtigten Mit-
gliedern der Diözesanratsvollversammlung gestellt werden.

3. Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit gestellt werden.

4. Liegen mehrere Anträge zur Geschäftsordnung vor, so wird in der Reihen-
folge der Antragsstellung vorgegangen.

5. Änderungs-, Zusatz- und Gegenanträge sind in diesen Fällen unzulässig.
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6. Der Antrag zur Geschäftsordnung ist angenommen, wenn es keinen Wi-
derspruch gibt. Wird Widerspruch durch ein stimmberechtigtes Mitglied 
erhoben, so ist nach Anhörung eines/einer Gegenredners/Gegenrednerin 
sofort abzustimmen.

§ 15 Beschlussfähigkeit  
und Feststellung der Anzahl der Stimmberechtigten

1. Die Diözesanratsvollversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsge-
mäß und fristgerecht eingeladen wurde.

2. Die Diözesanratsvollversammlung bleibt beschlussfähig, solange kein 
neuer Antrag eines stimmberechtigten Mitgliedes auf Feststellung der 
Beschlussfähigkeit vorliegt.

§ 16  
Abstimmungen

1. Beschlüsse der Diözesanratsvollversammlung werden in der Regel in of-
fener Abstimmung gefasst. Offene Abstimmungen werden per Handzei-
chen durchgeführt.

2. Die Abstimmung ist geheim, wenn dies von einem stimmberechtigten 
Mitglied gefordert wird oder andere Bestimmungen der Geschäftsord-
nung dies verlangen.

3. Jedes stimmberechtigte Mitglied hat unabhängig von der Zahl der Ämter 
nur eine Stimme.

4. Anträge gelten als angenommen, wenn sie eine einfache Mehrheit der 
Stimmen erhalten (d.h. die Anzahl der Ja-Stimmen muss die Anzahl der 
Nein-Stimmen übersteigen). Ausgenommen von dieser Regelung sind 
Anträge auf Änderungen der Satzung und der Geschäftsordnung, Ge-
schäftsordnungsanträge sowie Wahlen.
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5. Stimmenthaltungen gelten als abgegebene, gültige Stimmen.

6. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

7. Das Ergebnis jeder Abstimmung stellt die jeweils leitende Person fest und 
verkündet es. Die Abstimmungsergebnisse werden protokolliert.

8. Wird die Ordnungsmäßigkeit des Abstimmungsverfahrens bestritten, die 
sachliche Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses bezweifelt oder wird 
die Stimmabgabe wegen Irrtums angefochten, kann die jeweils leitende 
Person die Abstimmung wiederholen, wenn nicht 1/3 der stimmberech-
tigten Mitglieder widerspricht.

§ 17  
Protokoll

1. Über die Diözesanratsvollversammlung wird ein Protokoll angefertigt.

2. Insbesondere müssen im Protokoll enthalten sein:
a) Tag, Ort und Zeit der Versammlung
b) die Namen der Anwesenden
c) die Tagesordnung
d) eine Inhaltsangabe bezüglich der Beratung über die einzelnen Tages-

ordnungspunkte
e) die gefassten Beschlüsse im Wortlaut und das Abstimmungsergebnis 

darüber
f) alle ausdrücklich zu Zwecken der Niederschrift abgegebenen Erklä-

rungen

3. Bei Wahlen dürfen Kandidatinnen- und Kandidatenvorstellung, Personal-
befragung und Personaldebatte nicht protokolliert und aufgenommen 
werden. Das Wahlprotokoll führt der Wahlausschuss.
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§ 18  
Genehmigung des Protokolls

1. Das Protokoll muss nach Erstellung vom Protokollanten und dem/der/den 
Vorsitzenden unterzeichnet werden.

2. Das Protokoll wird bis 6 Wochen nach der Diözesanratsvollversammlung 
an die Mitglieder und an die Teilnehmer/innen versandt.

3. Es ist genehmigt, wenn binnen vier Wochen nach dem Versanddatum 
kein Einspruch erfolgt.

4. Über Einsprüche gegen das Protokoll entscheidet die nächste Diözesan-
ratsvollversammlung.

5. Der Vollzug von Beschlüssen wird durch Einsprüche gegen das Protokoll 
nicht gehemmt.

6. Die Einspruch erhebende Person hat die Möglichkeit, beim geschäftsfüh-
renden Vorstand die Hemmung des Vollzuges zu beantragen. Über den 
Antrag entscheidet der geschäftsführende Vorstand.

Abschnitt II: Vorstand des Diözesanrats

§ 19  
Termine der Vorstandssitzungen

Die Termine der Vorstandssitzungen werden durch den Vorstand vereinbart.

§ 20  
Einladung und Tagesordnung

Der geschäftsführende Vorstand lädt unter Angabe der Tagesordnung und 
gegebenenfalls der Beifügung schriftlicher Unterlagen ein.
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§ 21  
Leitung

Die Leitung liegt turnusgemäß bei einem Mitglied des geschäftsführenden 
Vorstands.

§ 22  
Öffentlichkeit

Die Sitzungen des Vorstands sind nicht öffentlich. Gäste oder Berater/innen 
können vom Vorstand eingeladen werden.

§ 23  
Beschlussfähigkeit

1. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn ordentlich eingeladen wurde.

2. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst.

§ 24  
Stellvertretung

Eine Stellvertretung ist nur bei den Vorsitzenden der Sachausschüsse mög-
lich.

§ 25  
Protokolle der Diözesanvorstandschaftssitzungen

Der/die Geschäftsführer/in ist für die Erstellung eines Protokolls verant-
wortlich, das zumindest den Anforderungen des § 24 genügen muss.
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Abschnitt III: Sachausschüsse

§ 26  
Allgemeine Bestimmungen

1. Innerhalb des Diözesanrats besteht die Möglichkeit, Sachausschüsse zu 
bilden.

2. Die Leitung der Sachausschüsse liegt bei dem/der Vorsitzenden des Sach-
ausschusses und dessen Stellvertreter/in.

3. Die Sachausschüsse tagen nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gäs-
ten entscheidet der Sachausschuss.

4. Über die Sitzungen wird ein Ergebnisprotokoll erstellt, das auch die Mit-
glieder des Diözesanratsvorstands erhalten.

5. Der/Die Vorsitzende des Sachausschusses ist stimmberechtigtes Mitglied 
auf der Diözesanratsvollversammlung und im Vorstand. Eine Vertretung 
durch ein anderes Mitglied des Sachausschusses ist möglich.

6. Über die Ergebnisse der Sachausschussarbeit ist der Vorstand in Kenntnis 
zu setzen. Stellungnahmen und Aktionen nach außen erfolgen durch den 
Vorsitzenden des Diözesanrats.
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C. 
Ehrenamt und Engagement

1. 
Grundlagen und Leitlinien  

für eine Kultur des Ehrenamtes  
im Bistum Passau

Wir wollen als Christinnen und Christen, als Haupt- und Ehrenamtliche, ge-
meinsam Kirche sein. Unsere Kirche ist Kirche Jesu Christi – Er ist die Mitte der 
Kirche; Er ist real in ihr gegenwärtig. Er ist das Haupt und wir sind gemeinsam 
sein Leib. Der Heilige Geist erinnert uns immer wieder an diese konkrete Ge-
genwart und unsere Gemeinschaft mit dem Herrn. So können wir als Getaufte 
und Gefirmte, als Haupt- und Ehrenamtliche geschwisterlich und synodal zu-
sammenwirken – mit der Freude und dem Mut, den Er schenkt.
Als Gläubige der Kirche von Passau sind alle, Priester und Laien, Haupt- und 
Ehrenamtliche, Männer, Frauen, Kinder und Jugendliche auf einem gemein-
samen Weg. Papst Franziskus und sein Nachfolger Papst Leo XIV. laden uns 
ein zu einer synodalen Kirche, in der wir als Getaufte immer neu lernen, 
auf Gott zu hören, aufeinander zu hören, und das Evangelium von der heil-
samen Gegenwart Jesu so leben, so zu teilen und einander mitzuteilen, dass 
deutlich wird, dass in unserer Taufe allen dieselbe Würde zuteilgeworden 
ist. Alle sind wir einzigartige Kinder Gottes in unterschiedlichen Diensten 
und in unterschiedlicher Verantwortung, aber in der einen Sendung.

Was ist Ehrenamt?
Im Heiligen Geist begreifen wir, wie bedeutsam die Verbindung zu Christus 
ist: Er sendet uns und lässt uns entdecken, was dem Aufbau der Gemeinde, 
dem Dienst an den Menschen und der Evangelisierung der Welt dient. Die 
Qualität unserer täglich gelebten Beziehung zu IHM ist 
das Kriterium schlechthin für die Kraft unseres Zeugnisses und die Quelle al-
ler Evangelisierung. Aus dieser Berufung übernehmen ehrenamtlich Engagierte 
Verantwortung in der Kirche und in der Welt.
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Ehrenamt hat eine lange Tradition in der Kirche, insbesondere in den kirch-
lichen Räten und Verbänden – wie auch in vielen anderen Diensten. Die Ver-
bundenheit mit Christus in der gläubigen Gemeinde lässt Menschen auch 
ihre Charismen entdecken, die der Herr für den Aufbau der Gemeinschaft 
schenkt. Daher empfängt die Kirche dankbar jeden und jede, Junge und Äl-
tere, die sich auf je ihre Weise einbringen wollen. Und deshalb mühen wir 
uns miteinander um eine Kultur des Ehrenamtes in einem Orientierung ge-
benden Rahmen – für eine zeugnishafte und menschenfreundliche Kirche.

Synodal gestalten wir eine Kultur des Miteinanders
Autorität in der Kirche lebt aus der Intimität mit Christus: Solche Autorität 
gibt Orientierung, sie ist sensibel für Gaben und Charismen der Menschen 
und hilft sie zu wecken, einzubringen und mit ihnen zu wachsen. Sie ist 
einladende und zugleich freigebende Autorität. Sie ist nicht manipulativ 
und besitzergreifend, sondern zuerst fördernd. Sie darf auch fordernd sein, 
solange sie nicht ausnützend ist, sondern aufrichtig und selbstreflektiv das 
Gut des Anderen will. Ehrenamtliche sind deshalb nicht zuerst Lückenfüller 
für das, was Hauptamtliche nicht mehr tun können; sondern vom Herrn je 
spezifisch Begabte und berufen, aus Dankbarkeit, Freude und intrinsischer 
Motivation ihren Beitrag für den Aufbau des Reiches Gottes zu leisten.
Dieser Ruf vom Herrn entbindet aber jene mit größerer Verantwortung 
nicht davon, eine Kultur der Aufmerksamkeit, Dankbarkeit und Wertschät-
zung für die spezifischen Dienste der Ehrenamtlichen zu leben. Die Tatsa-
che, dass der Herr jeden und jede ruft, verpflichtet vielmehr, zugleich auch 
Entdecker und Förderer von Charismen zu sein; er verpflichtet, die Men-
schen im Ehrenamt zu begleiten und ihnen zu helfen, in der Freundschaft 
mit Christus zu wachsen. Er verpflichtet, die eigene Autorität ausdrücklich 
als Dienst am Anderen zu verstehen.
Deshalb ist eine Kultur des Ehrenamtes in besonderer Weise Leitungsaufga-
be – für jene, die ausdrücklich ein Leitungsamt innehaben. Und zugleich ist 
sie es für alle, die – wo sie auch stehen – Verantwortung für eine Aufgabe, 
für Menschen, für bestimmte Situationen haben. Diejenigen mit amtlicher 
Autorität können und sollen daher in einer Kultur des Ehrenamtes auch 
Verantwortung übergeben und Gestaltungsspielraum gewähren, damit die 
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Gläubigen ihre Aufgaben in je eigener Weise ausführen können. Dienst am 
Ehrenamt ist ausdrücklicher Dienst an der Evangelisierung und ermutigt 
Ehrenamtliche ihrerseits – wo immer sie stehen – Teil der evangelisieren-
den Kirche zu sein.

Unsere grundlegenden Überzeugungen
“Es besteht in der Kirche eine Verschiedenheit des Dienstes, aber eine Ein-
heit der Sendung“ (Apostolicam Actuositatem 2). Darum fördern wir, in der 
Kirche von Passau, Ehrenamt im geistlichen und liturgischen Dienst (Litur-
gie), im caritativen Zeugnis für andere (Diakonie), wie auch in der Verkün-
digung des Glaubens (Martyrie). Und wir gestalten unser Miteinander und 
den Aufbau der Gemeinschaft (Communio) so, dass auch glaubensfernere 
Menschen jederzeit mitwirken können und so auch selbst Gelegenheit be-
kommen, Christus zu begegnen.
In der Kirche von Passau wollen wir daher Mittel und Möglichkeiten be-
reitstellen, damit Ehrenamtliche ihren Dienst tun und ihre jeweilige Ver-
antwortung tragen können. In einer sich verändernden Welt und Kirche 
verfolgen wir auch aufmerksam, wie sich die Weisen der Menschen verän-
dern, sich ehrenamtlich einzubringen. Wir erkennen beispielsweise, dass 
die Bindung an die verfasste Kirche abnimmt, aber die Zustimmung zu un-
serem Bildungsauftrag, zu unserem Mühen um soziale Gerechtigkeit oder 
für die Bewahrung der Schöpfung nach wie vor hoch ist.

Wir erkennen voll Dankbarkeit den Schatz, den Menschen im Ehrenamt mit 
ihrem Herzblut und ihren Fähigkeiten einbringen können. Deshalb inves-
tieren wir umfassend in die Qualifizierung von Ehrenamtlichen und stellen 
dafür personelle und finanzielle Ressourcen bereit. Zudem bekennen wir 
uns dazu, auf den verschiedenen Ebenen, vor Ort, auf der Ebene des Pasto-
ralen Raumes und des Dekanats, wie auch auf der Ebene des Bistums in syn-
odaler Weise - in geistlicher Unterscheidung, durch Partizipation, Transpa-
renz, Rechenschaftspflicht und Evaluation – unsere Sendung zu leben und 
wichtige Entscheidungen nach Möglichkeit immer miteinander zu treffen. 
Miteinander wollen wir eine Kultur des Wohlwollens leben, die Anerken-
nung und Wertschätzung selbstverständlich einschließt.
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2. 
Handlungsempfehlungen zu den  

„Grundlagen und Leitlinien für eine Kultur  
des Ehrenamts im Bistum Passau“

Aus den „Grundlagen und Leitlinien“ heraus formulieren wir folgende Hal-
tungen und konkrete Umsetzungsvorschläge für ein gedeihliches Mitein-
ander von Haupt- und Ehrenamtlichen im Bistum Passau. Diese verstehen 
sich als offene Sammlung, die kontinuierlich durch unsere gemeinsamen 
Erfahrungen und Erkenntnisse fortgeschrieben wird.

1. Wir leben eine Kultur der Offenheit und Transparenz:

– Wir öffnen unsere Türen: Wir schaffen ein einladendes Umfeld für 
alle, die sich engagieren möchten, und suchen dabei bewusst die Ko-
operation mit Menschen und Gruppen außerhalb der Pfarrei und der 
Kirche.

– Wir sind synodale, missionarische Kirche: Das Abschlussdokument 
der 16. Weltbischofssynode mit seinen Folgetexten ist für uns hand-
lungsleitend auf dem Weg zu einer synodaleren Kirche – auch im Mit-
einander von Haupt- und Ehrenamt sowie im Bemühen, das Evangeli-
um auch Entfernteren anzubieten.

– Wir bemühen uns um Treue zur Lehre der Kirche: Die Lehre der ka-
tholischen Kirche aus Schrift, Tradition und Lehramt ist selbstverständ-
liche inhaltliche Grundlage unseres Dienstes in der Kirche und für sie. 
Ehrenamtliche werden unterstützt in einem tieferen Verstehen und 
einer authentischen Annahme dieser Lehre.

– Wir entdecken neue Wege: Gemeinsam suchen wir nach neuen For-
men des Ehrenamts und fragen uns gezielt, wie Menschen einander 
unterstützend zur Seite stehen können.
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– Wir gehen mit der Zeit: Wir präsentieren unser Engagementangebot 
zeitgemäß, um neue Interessierte zu gewinnen.

– Wir schaffen Klarheit: Jedes Ehrenamt wird transparent beschrieben, 
sodass Anforderungen, Aufgaben, Verantwortlichkeiten, Zeitaufwand 
und wichtige Rahmenbedingungen für alle verständlich sind. Dabei ist 
den unterschiedlichen Arten des Ehrenamts Rechnung zu tragen.

– Wir bieten eine große Bandbreite: Wir informieren umfassend über 
die Vielfalt unserer Ehrenämter, um potenzielle Engagierte zu erreichen.

– Wir leben Gleichberechtigung: Wir setzen uns aktiv dafür ein, dass 
alle Ehrenämter Frauen und Männern, Älteren wie Jüngeren gleicher-
maßen offenstehen und bauen geschlechtsspezifische Hürden ab.

– Wir schätzen Vielfalt: Wir sind uns der unterschiedlichen Lebensent-
würfe und geschlechtlichen Identitäten bewusst und heißen alle Men-
schen guten Willens im kirchlichen Ehrenamt willkommen.

– Wir ermöglichen Teilhabe: Wir schaffen bewusst barrierefreie En-
gagementformen, um auch Menschen die Teilnahme zu ermöglichen, 
an die bisher kaum gedacht worden ist.

– Wir schaffen Vertrauen durch transparente Verantwortung: Wir 
fördern demokratisch legitimierte Gremien, die eine Kultur des Hin-
sehens und des konstruktiven Umgangs mit Konflikten gewährleisten. 
Klare rechtliche Rahmenbedingungen schützen unser ehrenamtliches 
Engagement.

– Wir verhindern Missbrauch: Die aktuellen Standards der Präventi-
on von sexuellem, körperlichem und geistlichem Missbrauch werden 
eingehalten. Alle Haupt- und Ehrenamtlichen sind verpflichtet, ihre 
Kenntnisse aktuell zu halten. Ebenso gilt die Interventionsordnung des 
Bistums Passau.
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– Wir respektieren Entscheidungen: Jede/r Engagierte hat die Freiheit, 
das Engagement aufgrund eigener Entscheidung zu beenden.

2. Wir gestalten eine lebendige Kommunikation und Vernetzung:

– Wir nutzen moderne Wege: Wir fördern digitale Kommunikations-
formen, um den Austausch und den Zugriff auf Informationen zu er-
leichtern (z. B. Plattform WIR).

– Wir schaffen Nähe: Ein Netzwerk von Ansprechstellen vor Ort, in den 
Einrichtungen und diözesanweit bietet Orientierung und Unterstützung.

– Wir sind erreichbar: Hauptamtliche gewährleisten ihre Ansprechbar-
keit und gestalten diese ehrenamtsfreundlich (zeitlich, räumlich, medial).

– Wir hören zu und tauschen uns aus: Wir schaffen Formate für Feed-
back und den direkten Austausch unter Ehrenamtlichen. Wir ermögli-
chen den Austausch von Best-Practice-Beispielen für lokales Engagement.

– Wir erweitern Sichtweisen: Wir fördern das Verständnis für die un-
terschiedlichen Blickwinkel von Haupt- und Ehrenamtlichen.

3. Wir drücken unseren Dank und unsere Anerkennung aus:

– Wir würdigen ehrenamtliches Engagement: Wir arbeiten kontinu-
ierlich an Strukturen, dieses zu würdigen. Wir sagen regelmäßig und 
von Herzen Danke.

– Wir nutzen vorhandene Angebote: Wir beteiligen uns an Gratifikati-
onen (bspw. Ehrenamtskarte).

– Wir machen Engagement sichtbar: Wir honorieren geleistetes En-
gagement öffentlich und stellen auf Wunsch eine Bescheinigung dar-
über aus.
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4. Wir investieren in Qualifizierung und Begleitung:

– Wir bereiten auf Zusammenarbeit vor: Haupt- und Ehrenamtliche 
werden durch Aus- und Fortbildung auf eine gelingende Kooperation 
vorbereitet.

– Wertschätzung ist wesentlich: Ein wohlwollender Umgang mit Eh-
renamtlichen ist fester Bestandteil der Ausbildung unserer Hauptamt-
lichen.

– Wir bieten spirituelle und theologische Impulse: Wir verstehen 
kirchliches Ehrenamt aus der inneren Verbindung mit Christus heraus. 
Darum bieten wir geistliche Begleitung und weitere Angebote zur Ver-
tiefung an.

– Wir bauen Kompetenzen aus: Wir stärken jedes Engagement durch 
passende Weiterbildungsangebote bzw. durch gezielte Fortbildungen 
für spezielle Aufgaben.

– Wir motivieren gemeinsam: Haupt- und Ehrenamtliche tragen ge-
meinsam die Verantwortung, Menschen für ehrenamtliches Engage-
ment zu gewinnen (bspw. Gremien, soziale und liturgische Dienste, 
etc.).

5. Wir schaffen notwendige Mittel und Ressourcen:

– Wir ermöglichen Teilhabe – im Einzelfall auch finanziell: Kirchliches 
Ehrenamt ist grundsätzlich unentgeltlich. Ehrenamtliche Teilhabe 
kann (im Einzelfall) durch finanzielle Unterstützung ermöglicht und 
gefördert werden.

– Wir sorgen für fairen Ausgleich: Aufwandsentschädigungen z. B. für 
sehr intensive Tätigkeiten können bei Bedarf in Anspruch genommen 
werden. 
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– Wir investieren in Vernetzung: Digitale Infrastruktur und Öffentlich-
keitsarbeit werden gefördert.

– Wir ermöglichen selbstständiges Handeln: Ehrenamtliche können 
nach Absprache die Ressourcen der Pfarrbüros nutzen und werden 
durch die Verwaltung unterstützt (bspw. Formulare, Datenschutz, 
GEMA, etc.).

– Wir fördern Austausch und Weiterbildung: Kosten für Treffen, Fort-
bildungen und Fachtagungen können je nach Bedarf mitgetragen wer-
den.

– Wir investieren in die Zukunft: Wir fördern weiterhin Freiwilligen-
dienste in der Kirche von Passau.

6. Wir evaluieren und entwickeln uns gemeinsam weiter:

– Wir stehen zu unseren Fehlern: Wir nehmen Fehler wahr und gehen 
konstruktiv damit um.

– Wir nutzen vorhandene Daten: Berichte und Statistiken dienen als 
Grundlage für unsere Weiterentwicklung.

– Wir reflektieren unsere Wirkung: Wir ermutigen zur strukturierten 
und wertschätzenden Selbstreflexion.

– Wir hören auf Feedback: Ein System der Rückmeldung für Haupt- 
und Ehrenamtliche wird etabliert.

– Wir gestalten gemeinsam: Eine Steuerungsgruppe Ehrenamt auf Bis-
tumsebene trägt zur kontinuierlichen Verbesserung bei und dient als 
Ansprechpartner für Haupt- und Ehrenamtliche.
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In diesen Handlungsempfehlungen sehen wir einen kraftvollen Motor für 
unser synodales Miteinander. Sie ermutigen uns, aufeinander zu vertrauen, 
voneinander zu lernen und gemeinsam eine lebendige und zukunftsfähi-
ge Kirche zu gestalten, in der sich alle Engagierten wertgeschätzt und als 
wichtiger Teil des Ganzen erleben. Gehen wir diesen Weg mutig und zuver-
sichtlich zusammen. Jesus Christus geht uns voran.
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